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Nr. 154. Mittag: Ausgabe. 


Erneuet tauchte heute das Gerücht auf, der 
Finanzminiſter Fould habe, aus Anlaß von Zwiſtigkeiten mit den 
Miniſtern ohne Portefeuilles, ſeine Entlaſſung gegeben. In ſonſt wohl⸗ 
unterrichteten Kreiſen glaubt man jedoch verſichern zu konnen, daß 
Fould im Minifterium verbleiben werde. 

— . 


Preuſ en. 
Landtags Verhandlungen. 

29. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (31. März.) 

Präſident Grabop eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Die Tribünen 
ſind überfüllt. Am Miniſterſiſche die Herren: v. Bismarck, v. Roon, 
d. Bodelſchwingh, Graf zur Lippe, Graf Itzenplitz, einige Regier. 
Commiſſarien. Es ſind wiederum eine Anzahl zuſtimmender telegraphiſcher 
Depeſchen und Reſolutionen ein egangen. Dieſelben find aus hann. Minden 
(von einer Verſammlung von Mitgliedern des National⸗Vereins), aus Han⸗ 
nover (von der zur Feier der deutſchen Reichsverfaſſung verſammelten Feſt⸗ 
genoſſenſchaft, unterzeichnet von Bennigſen), aus Plauen, Wetzlar, Geeſte⸗ 
münde, Bremerhafen, Greiz, Dortmund, Elberfeld, Hagen, Kempten, Aachen 
(jämmtlih aus Anlaß der Feier der Reichsverfaſſung). Der Präſident giebt 
bei dieſer Gelegenheit Mittheilung von dem Stande der Adreſſen überhaupt. 
Bis zur 5. Plenarſizung am 29. Januar waren 246 Adreſſen mit 337,430 
Unterſchriſten eingegangen. Seitdem find 52 Adreſſen mit 20,231 dazu ge⸗ 
kommen, ſo daß jetzt im Ganzen 301 Adreſſen mit 358,261 Unterſchriften 
vorhanden ſind. Von dieſen ſind aus dem Auslande 9 mit 152 Unterſchrif⸗ 
ten, aus Deutſchland 41 mit 1592 Unterſchriften, aus Preußen 251 mit 
Pas Unterſchriften. — Ihre Unterſchrift zurückgenommen haben 13 

erſonen. 

Mehrere Urlaubsgeſuche werden genehmigt. Vor der Tagesordnung er⸗ 
hält das Wort der Finanzminiſter v. Bodelſchwingb: Durch allerböchſte 
Ermächtigung vom 29. d. M. bin ich beauftragt, dem h. Haufe einen Ge⸗ 
ſetz entwurf, betreffend die Feſtſtellung der Staatseinnahme 
und Ausgabe für das Jahr 1862, nebſt den dazu gehörigen Anlagen 
ur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. Der Geſetzentwurf be⸗ 
agt: Die dem Geſetz als Anlage beigefügte Ueberſicht der Staats⸗Einnah⸗ 
men und Ausgaben, in Einnahme mit: 149,030,214 Thlr. 27 Sgr., in Aus⸗ 
gabe mit 144.284,392 Thlr. 16 Sgr. 4 Pf. und zwar in fortdauernden Aug: 
gaben mit 134,726,246 Tyler. 17 Sgr., in einmaligen außerordentlichen Aus: 
gaben mit 9,748,045 Thlr. 29 Sgr. 4 Pf. wird als Grundlage für die allge: 
meine Rechnung über den Staatshaushalt des Jahres 1862 hiermit feſtge⸗ 
ſtellt. Es iſt hierdurch das geſchehen, was die Regierung ſchon bei der Er⸗ 
öffnung ihrer Sitzungen in Ausſicht ſtellte und fpäter bei geeigneter Gelegen⸗ 

it in dieſem Hauſe näher erläutert hat, das geſchehen, was die Regierung 

erſeits für das Richtige erachtet, um den Zuſtand, der durch die Nichtfeſt⸗ 

ellung des Etats pro 1862 herbeigeführt iſt, in einer ſachlichen Weile zu 
Die e abi. bt, daß dieſer W ichtige Weg | 

a egierung glaubt, daß dieſer Weg der richtige ein werde, und 
daß beide Häufer bei naͤherer Prüfun, damit einve Fee fein werden. — 
Mit Rückſicht auf die Ferien, welche Sie von heute ab eintreten laſſen wollen, 
erlaube ich mir, einige der Hauptzahlen mitzutheilen. Durch die Reſultate 
— die Verwaltung von 1863 wird die Erklärung der Regierung vollitändig 
eftätigt, welche fie im vorigen Sommer bei Berathung des Mllitäretats ab: 
egeben hat, die Erklärung, daß die zu erwartenden wirklichen Einnahmen 
ae würden, die ſämmilichen Ausgaben des Etats zu decken, daß 
mithin das im Ctat für 1802 nachgewieſene Deficit von 3,38 ,000 Thaler nur 
ein ſcheinbares ſei und weſentlich in der vorſichtigen Veranſchlagung der Ein: 
nahmen ſein n un 17015 haben ſich gegen den Elatsentwurf die 

ebreinnahmen auf 9,579,160 Thlr., die Mehrausgaben dagegen nur auf 
1,461,988 Thlr. berausgeſtellt. Die Mehreinnahme überſteigt alſo die Mebr⸗ 
ausgabe um 8,117,172 Zhle. Von dieſer Summe abgerechnet die noch rück⸗ 
kändig gebliebenen, dem Jahre 1863 zu Gute kommenden Einnahmen von 
‚634,268 Thlr. und die im Etat pro 1862 als Deficit aufgeführte Summe 
von 5,119,208 Thlr., jo ergiebt ſich bei der laufenden Verwaltung ein Ueber⸗ 

uß von 3,097,964 Thlr. Außerdem find bei der Reſtverwaltung für 1861 
und zurück Erſparniſſe eingetreten. Es betragen die wirklichen Einnahmen auf 
die Reſte 920,317 Thlr., die Erſparniſſe an den Ausgaben 1,251,520 Thlt., 
ane allo 2,171,890 Thlr. Hierzu der Usberſchuß von 3,097,964 Thlr., 


o ergiebt ſich als Geſammtüberſchuß des Jahres 1862 die Summe von 
5,269,854 Thlr., a der Etat mit einem Deficit abſchloß. Als beſon⸗ 
ders erfreulich glaube ich hervorheben zu dürfen, daß der lleberſchuß der 
kaufenden Verwaltung bauptſächlich von einer anſehnlichen Steigerung der 
Staats⸗Einnahmen aus den Domainen und Forſten, den indirecten Steuern 
und den gewerblichen Poſitionen herrührt. 5 0 . 
Es betragen die Mehr⸗Ueberſchüſſe aus den Domainen und Forſten 
1,996,000 Thlr., aus den indirecten Steuern 1,581,000 Thlr. aus den Berg: 
perten 847,000 Thlr., aus der Poſt 563,000 Thlr., aus der Telegraphie 
37,000 Thlr., aus den Eiſenbahnen 1,636,000 Thlr. 2%, zuſammen 6,680,000 
Thaler. Außerdem erlaube ich mir noch zu erwäbnen, daß die indirecten 
Steuern 414,000 Thlr., die Juſtizverwaltung 645,000 Thlr. zc. Mehr⸗Ein⸗ 
hmen ergeben haben. Unerwähnt will ich nicht benen wegen der 
icht erfolgten Feſtſtellung des Etats verſchiedene Ausgaben, welche am 
1 resſchluß disponibel geblieben ſind, abgeſetzt werden N Dieſe Abs 
ezung wird ſich auf etwa 2 Millionen belaufen. Nach Abzug dieſer Summe 
{td immer noch ein Ueberſchuß von ungefähr 3 Millionen e 
ſein. Bei dieſer Sachlage und in Betracht, daß an Einnabme⸗Rügſtänden 
noch eine erhebliche Summe vorhanden, ferner im Staatsſchatze eine nicht 
unanſehnliche Summe baar liegt, werden Sie ſich der Ueberzeugung nicht 
derſchließen können, daß die vielfach laut gewordene Beſorgniß, es 5 
urch die Bewilligung, welche die Staatsregierung begehrt n 
glaubt deshald di ie nothwendigen Aus⸗ 
5 e Erwartung hegen zu dürfen, daß die 5 7 gaupeß fingen 
werden, und bittet Sie, durch Annahme des Geſetzentwurfes dieſem Vertrauen 


Der Geſetzentwurf wird der aubgel-Gommiflion überwieſen. € 
N ; rd: Auf Grund einer allerhöchſten Er⸗ 
mächtigung vom geſtrigen Tage babe ich die Ehre, in Gemeinſchaft mit den 
Herren Miniſtern der Finanzen und des Handels dem Haufe diejenigen Ver⸗ 
M. mit der e den 5 
lelben in einem Schifffahrtsvertrage, 
n einem Literarvertrage und In einem Protokolle, in a Preußen 
prinzipiell ſich bereit erklärt zur Ablöſung des Scheldezolles mit einem be⸗ 
timmten näher bezeichneten Maximalvetrage mitzuwirken, wogegen die 
elgiſche Regierung die Verpflichtung übernommen, ſchon jetzt in nächſter 
geil dem Handel Preußens diejenigen Vortheile zu gewähren, welche es 
roßbritannien gewährt. Sie werden aus den Motiven erſehen, daß dieſe 
ereinbarung einen neuen Fortſchritt auf der Bahn der handeispoliliſchen 
eformen bildet, welche in dem Vertrage mit Frankreich beſchritten iſt; die 
orlage gebört zu dem Syſtem, welches in den letzten Jahren im Verein 
mit Frankreich und England begründet iſt. Da die früheren Verträge die 
uſtimmung des Haufes erhalten haben, fo giebt ſich die Regierung der 

offnung hin, daß auch dieſe neue Vorlage angenommen werden wird. 

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird dieſe Vorlage den vereinigten 
Fommiſſionen für Handel und Gewerbe und für Finanzen und Zölle zu: 


gewieſen. h 
Bas Haus tritt nun in die Tagesordnung. Deren erſter Gegenitand ift It 


Bierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
4 S Inſeruonsgebühr für den Raum einer 


der Bericht über den Gefegentwurf, betreffend die Ergänzung und Erläute⸗ 
der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung. Der Entwurf iſt eine Folge 


Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 0. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 1. April 1863. 


der zwiſchen den deutſchen Bundes regierungen gepflogenen Berathungen und 
bezweckt die folgenden Modifikationen der allgemeinen Wechſel⸗Ordnung: 
Dem Wechſelgläubiger ſoll es geſtattet ſein, neben der Execution gegen die 
Perſon des Schuldners gleichzeitig auch die Execution in deſſen Vermögen 
nachzuſuchen. Dies war im Gebiet des allgemeinen Landrechts auch ſchon 
bisher Rechtens. Die ſogenannten Ratenwechſel (Wechſel, in welchen für 
einzelne Theile der Geſammtwechſelſumme verſchiedene Verfalltage beſtimmt 
ſind) ſollen fernerhin ungiltig fein. 

Das in einem Wechſel enthaltene Zinsverſprechen ſoll als nicht geſchrie 
ben gelten. Eine Uebereinkunft gegen die Berechtigung, den Wechſel dem 
Bezogenen ſofort zur Annahme zu präſentiren und Mangels Annahme Proteſt 
zu erheben, ſoll ferner keine wechſelrechtliche Wirkung haben. Wo in Wechſeln 
die Zahlungszeit auf Anfang oder Ende des Monats feſtgeſetzt ift, ſoll fortan 
darunter der erſte oder letzte des Monats verſtanden werden. Bei nicht do⸗ 
micilirten eigenen Wechſeln ſoll es zur Erhaltung des Wechſelrechts gegen 
die Ausſteller weder der Präſentation am Zahlungstage, noch der Proteſt⸗ 
erhebung, bedürfen. Unter Aufhebung der bisherigen Vorſchriften über die 
Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung oder der Fortdauer des Wechſelarreſtes, falls 
der Schuldner bereits beſtimmte Zeit ſich im Perſonalarreſt befunden hat, 
ſoll nach dem Entwurf ein Wechſelſchuldner, der fünf Jahre ſich im Perſonal⸗ 
Arreſt befunden, wegen der vor Ablauf der fünf Jahre entſtandenen For⸗ 
derungen desjenigen Gläubigers, auf deſſen Antrag der Perſonalarreſt voll⸗ 
ſtreckt worden iſt, nicht länger in Haft behalten werden. Eine Verlänge⸗ 
nung der Haft über denſelben Zeitraum ſoll nur, im Falle der Gläubiger 
Befriedigungsmittel des Gläubigers nachweiſt, zuläſſig ſein. Auf Forderun⸗ 
gen anderer Wechſelgläubiger, oder auf Forderungen deſſelben Gläubigers, 
die erſt nach Ablauf des fünfjährigen Arreſtes entſtanden ſind, ſoll aber die 
Dauer des fünfjährigen Pexſonalarreſtes keinen Einfluß haben. Im Bezirk 
des Appellhofes zu Köln ſoll die Erlaubniß zur Verlängerung der fünf: 
jährigen Haft unter Beſcheinigung der Befriedigungsmittel des Schuldners 
bei dem Präſidenten des Landgerichts, und nicht — wie es ſonſt dort 
Rechtens fein würde — bei den Gerichtsvollziehern nachgeſucht werden. 

Die bisher im Bezirk des Appellhofes zu Köln beſtandene Befugniß des 
Wechſelſchuldners gegen Zahlung des dritten Theils der Schuld und Bürg- 
ſchaftsſtellung für den Reſt, ſeine Entlaſſung aus der Schuldhaft zu verlan⸗ 
gen, ſoll in Zukunft wegfallen. 

Die Commiſſion hat die unveränderte Annahme des Geſetzentwurfs ein⸗ 
ſtimmig empfohlen. Nur ſoll in der Publikationsformel erwähnt werden, 
daß das berathene Geſetz in der preußiſchen Monarchie mit Ausſchluß 
des Jahdegebietes eingeführt wird. 

Nachdem der Referent, Abgeordn. Rohden, den Geſetzentwurf kurz 

empfohlen und der Juſtizminiſter die in der Commiſſion hervorgetretene 
vollſtändige und erfreuliche Uebereinſtimmung mit dem Regierungs⸗Entwurf 
conſtatirt, auch der Bedeutung des Entwurfs für die anzuſtrebende deutſche 
Rechtseinheit berührt hat, wird der Geſetzentwurf nach den Anträgen der 
ommiſſion einſtimmig angenommen, die von der Commiſſion vor: 
geſchlagene Aenderung der Publikationsformel, welche von dem Juſtizmi⸗ 
niſter als überflüſſig erklärt wird, mit bedeutender Majorität. 
Im Anſchluß an die Regier.⸗Vorlage hat das Vorſteber⸗Amt der Kauf⸗ 
mannſchaft in Königsberg geltend gemacht, daß die Regreß anſprüche des In⸗ 
habers eines in Europa zahlbaren Wechſels gegen den Ausiteller und die 
übrigen Vormänner ſchon in drei Monaten verjähren, und dieſe Verjährung 
nur durch die Behändigung der Klage unterbrochen werde. Dieſe Verjäb: 
rungsfriſt ſei bei dem Wechſelverkehr mit Rußland und Polen erfahrungs: 
mäßig cine zu kurze, und deshalb befürworten die Petenten eine Modifica⸗ 
tion der Wechſel Ordnung dahin, daß nicht erſt durch Behändigung, fon: 
dern ſchon durch Einreichung der Wechſelklage die Verjährung unterbro⸗ 
chen werde. Die Commiſſion hat unter Anerkennung der für Preußen durch 
die betr. Verjährungsfriſt hervorgerufenen Uebelſtände, die vorgeſchlagenen 
Modificationen doch nicht befürwortet, vielmehr den Uebergang zur Tages: 
Ordnung empfohlen. — Abg. Koſch beantragt und empfiehlt ausführlich die 
Ueberweiſung der Petition an die Regierung zur Berückſichtigung. — Abg 
Waldeck jpriht gegen, Abg. Tweſten für den Commiſſtons⸗Antrag. — 
Der Juſtizminiſter erkennt die in der Petition angeregten Uebelſtände an 
und verſpricht, daß die Regierung auf Abhilfe derſelben bedacht fein werde. 
In Folge deſſen glaubt der Ref. Abg. Rohden Namens der Commiſſion 
die Ueberweiſung der Petition an die Regierung befürworten zu konnen. 
Der Antrag des Abg. Koſch wird vom Hauſe darauf auch einſtimmig 
angenommen. 

Man gebt hierauf in der Tagesordnung weiter zur Berathung der die 
ruſſiſch⸗preußiſche Convention betr. Petition, deren Discuſſion in der letzten 
Sitzung in Rückſicht auf die Abweſenheit der Miniſter vertagt worden war. 

Ref. Abg. Aßmann theilt zunächſt mit, daß noch eine Petition gleichen 
Inhalts eingegangen ſei, und ebenſo ein Schriftſtuck aus 9 wel⸗ 
ches eine Zuſtimmungsreſolution zur Haltung des Hauſes in der polniſchen 
Frage enthalt. Abg. Dr. Libelt für den Commiſſions⸗Antrag: (auf der 
Tribüne ſehr ſchwer verſtändlich): Die Petitionen bezwecken die Beſeitigung 
der Convention mit Rußland. Bereits in der früheren Verhandlung ſei auf 
die Wichtigkeit der preuß. Politik in dieſer Frage bingewieſen. Die Com: 
miſſion ſei von der Anſicht ausgegangen, daß die Convention exiſtirt habe, 
aber in einigen Punkten rückgängig gemacht worden ſei. Dieſe Angelegen⸗ 
beit habe weder durch die Reſolutſon des Hauſes, noch durch die Er⸗ 
klärungen des Miniſters ihre Erledigung gefunden, wenn auch jene 
Nejolution — gegen ſdie damaligen Erklärungen des Miniſterpräſi⸗ 
denten nicht — ohne Effect geweſen fe, — Noch immer wiſſe 
man von dem Tenor der eigentlichen Convention nichts. Darauf komme es 
aber nicht ſowohl an, als darauf: zu wiſſen, welchen Weg die Regierung in 
der polniſchen Politik eingeſchlagen habe. Er glaube, es ſei ihre Abfict, 
den polniſchen Aufſtand ſobald als möglich niedergeworfen zu ſehen, nur die 
Intereſſen Rußlands zu wahren und unter keinen Umſtänden ein ſelbſtſtän⸗ 
diges Polen aufkommen zu laſſen. Das ſei auch wobl der Sinn und Zweck 
der Convention. Die Folge derſelben, die Zuſammenziehung militäriſcher 
Kräfte an der Grenze beſtehe noch fort. Die Regierung ſei noch jetzt bes 
müht, die Convention möglichſt zur Ausführung zu bringen. — Grenzen⸗ 
Überſchreitungen ruſſiſcher Truppen ſeien nur in geringer Zahl vorgekommen, 
aber nur, weil der Aufftand nicht die gefürchteten oder gehofften Dimensionen 
angenommen, nicht weil die Regierung fie nicht gewollt habe. Wie wenig 
die ruſſiſchen Truppen Preußen zu reſpectiren geneigt geweſen wären, gehe 
aus den bekannten neueren Vorfällen an der öſterreichiſchen Grenze hervor. 
— Ueber die Art der deabſichtigt geweſenen Cooperation zwiſchen Preußen 
und Rußland gebe die neuliche Erklärung des Minifters des Innern (wegen 
Fr Paßcontrole) Auskunft, — Die Anhäufung von Truppen habe nicht 

12 den Zweck gehabt, die Inſurrection von den preuß. Grenzen zurückzu⸗ 
halten, ſondern eine wirkliche gemeinſame Action bezweckt. — Hausſuchungen 
eien bei Tag und Nacht veranlaßt worden. (Redner citirt mehrere in den 
Details nicht verſtändliche Fälle. 

Perſonen, die vom Auslande kommend, nach Poſen gehen wollten, werden auf 
das Strengſte controlirt, Wochen lang en u. ſ. w. Dem gegen: 
über ſei die maßvolle Haltung Oeſterreichs im höchſten Grade anzuerkennen. 
— Die preußiſchen Grenz⸗ und Militärbehörden hätten die Ruſſen geradezu 
unterftüßt, durch Raketen den Uebergang don Mn alem über die Grenze ans 
gezeigt u. ſ. w. Die Convention ſei auch wohl in andern Punkten in Kraft 
Be reſp. noch in Kraft; noch jetzt verweile ein ruſſiſcher Offizier in Bo: 
en, ein preußischer Offizier in Warſchau. Die Thatſache, welche neulich be⸗ 
reits im Haufe erwähnt, daß bei Dobrzeyn eine Grenzüberſchreitung durch 
preußiſches Militär ſtattgefunden, ſei nicht widerlegt u. ſ. w. (Redner führt 
eine fernere Anzahl der bekannten, durch die Zeitungen mitgetheilten Fälle 
zur Begründung ſeiner Aufſtellung an.) Nichts deſtoweniger ſei eine drin⸗ 
gende Veranlaſſung zur Acberwel ung der Petition an die Reg. um ſo weni⸗ 
ger vorhanden, als eine andere, als die bisher erreichte Wirkung davon nicht 
zu erwarten. Er werde mit ſeinen Freunden für die Tagesordnung, event. 
aber auch für eine noch etwa vorzuſchlagende Reſolution ſtimmen. 

Abg. v. Rönne (Solingen): Er 8 25 doch nicht, daß man über die 
Petitionen ſo ohne Weiteres zur T. O. übergehen könne. Die Petenten 
bäten das Haus, geeignete Beſchlüſſe 30 faſſen. Die Comm. glaube, daß die 
Petitionen durch die früher gefaßten Beſchlüſſe erledigt ſeien. Er glaube, es 
Önne noch ein neuer weitergehender Beſchluß W 5 werden, um die Reg. 


von ihrer Politik abzubringen. Daß der frühere Beſchluß die Politik der Reg. 
völlig verurtheilt und daß er den Beifall des ganzen Landes erworben habe, 
ſtehe feſt. Ebenſo, daß das Haus den Dank des Landes wirklich verdiene. 
Denn wo würden wir ohne jenen Beſchluß ſein. 

Nun exiſtire aber die Cartellconvention vom 8. Auguſt 1857. Nach dies 
ſer habe die preußiſche Regierung die Verpflichtung, nicht nur Deſerteure, 
ſondern jeden ruſſiſchen Uaterthan, der irgend ein kleines Vergehen began⸗ 

en, auf Requiſition der ruſſiſchen Behörden auszuliefern. Dadurch ſei ſehr 
eicht jeder Vorwand gegeben, das Prinzip der Nichtintervention zu vers 
letzen, ja die Cartellconvention mache es der Regierung ſelbſt bei gutem 
Willen von ihrer Seite ſchwer, ſich völlig neutral zu verhalten. Dieſer Po⸗ 
litit der Regierung müſſe der Boden entzogen werden. Das könne nur ger 
ſchehen, wenn die mit Rußland abgeſchloſſene Cartellconvention für den 
Staat unverbindlich erklärt werde. Sie ſei für den Staat unverbindlich. 
Das habe er (der Redner) bereits bei früheren Gelegenheiten zweimal er⸗ 
klärt. Nach Art. 48 der Verf. bedürfen alle Verträge mit fremden Regie⸗ 
rungen, wenn dadurch dem Staate Laſten oder einzelnen Staatsbürgern 
Verpflichtungen auferlegt werden, der Zuſtimmung der beiden Häuſer des 
Landtags. Die Cartellconvention habe dieſe Zuſtimmung nicht erhalten, fie 
habe alſo keine Giltigkeit. Nun habe zwar der Abg. Simſon am 28. Febr. 
gejagt, die Cartellconvention ſtehe ſchon ſeit ſechs Jahren in der Geſetzſamm⸗ 
lung. Es gebe aber keine Beſtimmung der Verfaſſung, nach welcher durch 
irgend eine Verjährung eine Verletzung der Verfaſſung geheilt werde. Dann 
würde ja auch die als verfaſſungswidrig anerkannte Organiſation des Heeres 


durch Verjährung verfaſſungsmäßig werden können. Der Abg. Simſon 


habe ferner gejagt, es ſei mit der Stellung eines civilifirten Staates, mit 


der Stellung Preußens unvereinbar, abgeſchloſſene Verträge nicht zu halten. 


Auch er (der Redner) wolle, daß Vertröge gehalten würden. Aber die Ver⸗ 
träge müßten dann auch rechtsverbindlich ſein. Das ſei eben die Cartell⸗ 
convention nicht. Es liege den Deductionen des Abg. Simſon überhaupt 
eine Verwechſelung zu Grunde. Das Völkerrecht beſtimme allerdings, daß 
die Landesvertretung in gewiſſen Fällen eine moraliſche Verpflichtung habe, 
von der Regierung geſchloſſene Verträge zu ſanktioniren. Dieſe Verpflichtung 
liege aber hier nicht vor. Wenn ein Staat mit dem andern Verträge ab⸗ 
ſchließen wolle, habe er die Verpflichtung, ſich nach den Faktoren zu erkun⸗ 
digen, die für die Giltigkeit dieſer Verträge nothwendig wären. 

Präſident Grabow: Er müſſe den Redner darauf aufmerkſam machen, 
daß die Petitionen, welche Gegenſtand der Debatte ſeien, von der mit Ruß⸗ 
land abgeſchloſſenen Cartell⸗Convention gar nicht ſprächen, und daß er den 
Redner bitten müſſe, ſich an die Sache zu halten. 


Abg. v. Rönne (Solingen): Die Petenten bäten, 28 Beſchlüͤſſe zu 
faſſen. Einen ſolchen geeigneten Beſchluß wolle er vorſchlagen; er glaube, 
daß er dabei bei der Sache ſei. Er behaupte alſd, daß die Volksvertretung 
nicht die moraliſche Verpflichtung hebe, die ungiltige Cartellj⸗ Convention 
nachträglich zu fanctioniren. Redner führt hierauf Beiſpiele an, nach denen 
mit Amerika abgeſchloſſene Verträge ungiltig waren, weil ſie der Senat 
nicht bewilligt hatte. Er ſtelle alſo den Antrag, die Cartell⸗Convention für 
unverbindlich zu erklären, und bäte, denſelben einer beſonderen Commiſſion 
zu überweiſen. 

Abg. Dr. Virchow: Der Antx. des Abg. v. Rönne hat allerdings Bezug 
auf die vorliegenden Petitionen inſofern, als die Cartell⸗Convention von 
1857 in der That die Baſis der Convention vom 8. Februar iſt. Es iſt 
nicht unintereſſant, dieſe Cartell⸗Convention in ihren verſchiedenen Stadien 
zu verfolgen. Zuerſt im Jahre 1817 geſchloſſen, iſt dieſelbe von 12 zu 12 
Jahren erneuert worden. Seit 1830 treten zwei neue Kategorien hinzu: 
erſtens alle diejenigen, welche nach den Geſetzen des Staates, den ſie ver⸗ 
laſſen haben, wenn auch erſt für die Folge, zum Militärdienſt verpflichtet 
find, und zweitens treten zu den Verbrechen noch die Vergehen hinzu. 
Außerdem wurden die Bürgſchaften über die Requiſite zur Auslieferung im⸗ 
mer mehr verſchlechtert. . i e : i 

Als die Majorität dieſes Hauſes in der vorigen Sitzung beſchloß, die 
Miniſter zu der heutigen Verhandlung einzuladen — ich ſelbſt habe dieſer 
Majorität nicht angehört — da habe ich geglaubt, die Regierung würde dieſe 


„J Gelegenbeit benutzen, um uns Auskunft zu geben über den gegenwärtigen 


Stand der Dinge. Wir haben verſchiedene Mittheilungen erhalten auf dem 
Umwege durch das engliſche Parlament und durch die Verhandlungen im fran⸗ 
zöſiſchen Senat. Die Aue: des Herrn Minifterpräfiventen baben dieſen 
anſcheinend zuberläſſigen Nachrichten nicht entſprochen. Das hat bekanntlich 
zu recht unangenehmen Discuſſionen in auswärtigen Blättern geführt, — fo 
liegt mir z. B. ein franzöſ. Blatt vom 3. Mär; d. J. vor, das den Herrn 
Miniſterpräſidenten aus dieſer Veranlaſſung mit einer Reihe von Adjectiven 
belegt, die ſich bier nicht wiederholen laſſen. (Heiterkeit) Abgejeben von 
dieſen publiziſtiſchen Aeußerungen, ſprechen ſich auch die franzöſiſchen Noten 
nicht beſonders ſchmeichelbaft darüber aus. D 
Weiſe die ſcheinbar offizidſen Angriffe gegen dieſes Haus und feinen Patrio⸗ 
tismus, die im Lande verbreitet werden. Noch geſtern iſt mir durch den 
Abg. für Poſen ein Amtsblatt aus der Provinz Poſen vorgelegt worden, 
worin der Herr Minifter des Innern den curioſen Einfall, den bekannten 
Artikel des Staats⸗Anzeigers ins Polniſche überſetzen zu laſſen, ausgeführt 
hat (Große Heiterkeit), um dieſes Haus auch noch der Sympathien zu berau⸗ 
ben, deren es ſich etwa bei dieſem Theile der Bevölkerung erfreut (Heiterkeit), 
und es dem gerechten Zorne deſſelben zu überliefern. Dem gegenüber iſt es 
nicht obne Bedeutung, daß wir von England und Frankreich erfahren, daß 
wir nicht Unrecht hatten, daß der engliſche Botſchafter beauftragt war, dem 
preuß. Cabinet gegenüber in Betreff der Convention Vorſtellungen zu ma⸗ 
chen, daß der franzöſiſche angewieſen war, Stellung zu nehmen; daß die 
Gürteltheorie fi beſtätigt in dem Sinne, daß es ſich dabei nicht um einen 
beſtimmten, begrenzten Gürtel, ſondern ſogar um einen unbeftimmten unbe⸗ 
grenzten Gürtel handelte: die Ruſſen ſollten ermächtigt fein, die Inſurgenten 
ſo weit auf preuß. Gebiet zu verfolgen, bis ſie auf eine preuß. Heeresmacht 
ſtoßen würden. a ; 

Für viele von uns iſt es eine ſchmerzliche Empfindung geweſen, daß 
ſolche Mittheilungen uns von außen zugehen mußten, während unſere eigene 
Regierung die Mittheilung über ſo 225 Dinge verſagte. Auch hat es 
uns keine große Befriedigung gewährt, daß der franzöſiſche Miniſter Billault 
uns in ſeiner bekannten 
von Wichtigkeit geweſen. Aber wenn ſelbſt auswärtige Miniſter bezeugen, 
daß die Haltung des Hauſes den Intereſſen einer geſunden Politik ent⸗ 
ſpreche, dann dürfe dieſes Haus wohl den Anſpruch erheben, von der kö⸗ 
niglichen Staatsregierung andere Mittheilungen zu erhalten, als bisher ge⸗ 
ſchehen, und diejenigen Anſprüche auf ſtaatsmänniſches Verſtändniß erheben 
können, die dem Herrn Miniſter, als er ſich ein engliſches Unterhaus 
wünſchte, ſo dringend zu vermiſſen ſchien. Und jene Mittheilungen ſind wir 
um ſomehr zu erwarten berechtigt, als wir gegenwärtig jeden Tag durch die 
beunruhigendſten Berichte aufgeſchreckt werden. — Wir haben darauf hingewie⸗ 
ſen, daß die Regierung die polniſche Frage zu einer europäiſchen gemacht 
bat, Das beftätigt die Depeſche des franzöſiſchen Miniſters (Redner verlieſt 
die betreffende Stelle der Depeſche, welche mit dem Sage ſchließt: Preußen 
habe durch die Convention nicht nur die Mitverantworklichkeit auf ſich ges 
nommen, ſondern auch die Idee der Solidarität der Bevölkerung des alten 
Polens wieder erweckt). Nun, meine Herren! in dieſem Augenblicke ift der 
Vorhang nicht gelüſtet, der vor den Verhandlungen der Cabinette ſchweht. 
Wenn wir auch die Lüftung dieſes Schleiers nicht verlangen, fo dürfen wir 
doch — da wir ja wiſſen, daß ſolche Verhandlungen ſchweben — minde⸗ 
ſtens wohl verlangen, daß uns irgend welche Mittheilungen über die Sach⸗ 
lage gemacht werden. Wir wollen nicht in ſchwebende Verhandlungen eins 
greifen, aber wir wollen doch für das Land die beruhigende Verſicherung, 
daß die Möglichkeit der Verwickelungen auf dieſem Gebiet möglichſt vermin⸗ 
dert ſei. — Mit Recht hat der Abg. Libelt die Haltung der österr. Regierung 
anerkannt. Ich glaube, auch die königl. Staatsrgierung bat Grund, das 
rüdſichtsvolle Auftreten der öſterreichiſchen Regierung in dieſer Droge anzus 
erkennen. Ich wünſchte, daß dies weniger der Fall wäre; ich fürchte, daß 
das Programm, mit dem der Herr Miniſterpräſident die Geſchäfte antrat — 
die preußiſche Politik unabhängig zu machen von Oeſterreich — nicht erfüllt 
iſt; ich fürchte, daß, je größer der Einfluß Oeſterreicks, deſto näher die Zeit 
kommen könnte, wo wir auch werden fürchten müſſen, daß auf das zweite 
Warſchau, auch das zweite Olmütz folgen werde! (Beifall!) 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Ich bin durch die Worte des Vorred⸗ 
ners zunächſt veranlaßt, das Wort zu ergreifen, um mit Beſtimmtheit die 


Dieſelben unterſtützen in keiner 


ede bezeugen mußte, daß die Haltung des Hauſes 
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weifel zurüctzuwelſen, welcher der Vorredner mit mehr Entſchiedenheit als 
rund gegen die Richtigkeit deſſen auszuſprechen, was die Regierung hier 
früher erklärt hat. Der Vorredner beruft ſich dabei weſentlich auf Aeuße⸗ 
rungen in fremden parlamentariſchen Körperſchaften, auf Erklärungen frem⸗ 
der Regierungen und auf a — Ich wiederhole auf das Poſi⸗ 
tiofte, daß alle diejenigen Erklärungen, mögen fie kommen woher fie wollen, 


welche mit den meinigen in Widerſpruch ſtehen, auf Irrthum beruhen. — 


Der Vorredner hat den Beweis zu liefern geglaubt, indem er ſich auf amt⸗ 
liche Depeſchen bezog. Wenn es ihm gefällt, fremden Regierungen mehr 
Glauben zu ſchenken, als der eigenen, auch in ſolchen Fragen, wo die frem 
den Regierungen erklären, daß ſie mit der Sache nicht genau bekannt find, 
fo muß ich ihm das überlaſſen. Ich darf aber vorausſetzen, daß der Bor: 
redner, wenn er einen ſo ſchweren Vorwurf mir ins Geſicht ſchleudert, die 
Actenitüde ſehr genau geleſen bat und dennoch bat er unrichtige Thatſachen, 
ich wiederhole es, mit mehr Dreiſtigkeit als Grund angeführt. Der Vor⸗ 
redner hat erklärt, daß er und ſeine Partei der franzöſiſchen Zeugniſie nicht 
bedürfe, — er hätte ſich auch noch auf die wärmere Sympathie anderer Redner 
im franzöſiſchen Senat beziehen können, denen er vielleicht in feiner politiſchen 
Anſchauung näher ſteht — aber in demſelben Augenblicke, wo der Vorred⸗ 
ner das Bedürfniß ausländiſcher Zeugniſſe ablehnt, hält er eine Rede, welche 
5 Neun begründet. 5 

Der Redner ſcheint daraus, daß die franzöſiſche Depeſche vom 17. Febr. 
datirt iſt, den Schluß zu ziehen, daß ich am 18. Febr. nicht ſagen konnte, 
es wäre mir keine Vorhaltung gemacht. Wenn der Vorredner mit dem Ge⸗ 
ſchäftsgange etwas vertrauter wäre, jo würde er ſich haben jagen konnen, 
daß eine Depeſche vom 17. Febr. erſt höchſtens am 19. Febr. hier eintreffen 
konnte, und er muß mir ſchon glauben, wenn ich wiederhole, daß der Re⸗ 
gierung auch ſpäter amtliche Mittheilungen nicht gemacht ſeien. Auf eine 
andere Ausführung des Vorredners muß ich noch erwidern: derſelbe hat 
eſagt, daß in der Depeſche vom 17. Febr. die Anſicht ausgeſprochen ſei, es 
ätte die preuß. Regierung durch ihre Convention die polniſche Frage ge: 
wiſſermaßen wieder belebt. Man muß die Geſchichte ſeit 30 Jahren nicht 
mit Aufmerkſamkeit Bein haben, wenn man die Exiſtenz einer poln. Frage 
vom Februar d. J. herdatiren will. Die polniſche Frage gehört der Ge⸗ 
chichte an. Was die von dem Vorredner angezogenen Stellen der franzö⸗ 
ſiſchen Depeſche betrifft, ſo bemerke ich, daß dieſelbe hinzufügt, es hätten ſich 
bis zum Abſchluß der Convention keine polniſchen Notabilitäten an dem 
Aufitande betheiligt; am 25. Januar wurde aber ſchon Mieroslawski, „gewiß 
eine Notabilität“, zur Dictatur berufen. Ich will nicht weiter in die Ein⸗ 
zelnheiten der Rede eingehen, da ich abe: einmal das Wort habe, über die 
Stellung der Regierung zu dem Antrage der Petenten im Allgemeinen einige 
Bemerkungen hinzufügen: Die Unternehmer der Petitionen, die HH. Donalies 
und wer ſonſt aus Oletzto haben im Febr. d. J. ihre Petition erlaſſen, ſie 
können damals von der Convention und ihrem Daſein ſehr wenig gewußt 
haben; das Einzige ſind Ausführungen Lord Ruſſells, auf welche die Peten⸗ 
ten ſich ſtützen. Ich darf dabei mit einigem Rechte ſagen, die Petenten ha⸗ 


den ſelbſt nicht gewußt, was fie wollen. Das Haus der Abag. hat von der 


tal, Regierung im Laufe der letzten Diskuſſion über dieſe Frage diejenigen 
Aufklärungen erhalten, welche die Regierung zu geben im Stande war. Der 
Herr. Vorredner iſt daher beſſer inſormirt, als die Petenten, aber dennoch 
nicht ausreichend genug, um ſich ein ſicheres Urtheil über die Convention 
bilden zu können. 8 . NL, 1 9 

Die Commiſſion wird auf dem richtigen Wege ſein, indem ſie die Frage 
als erſchöpft betrachtete und ihre Unbekanntſchaft mit dem Inhalt der Con⸗ 
vention conſtatirte. Ich bedauere, daß dieſe Anſchauungen in dieſem Hauſe 
nicht die Majorität gewonnen haben. Der Vorredner hat ſich darüber be⸗ 
klagt, daß die Befürchtung des Landes ſtets durch neue Gerüchte bewegt 
werde; ich glaube, die Rede des Vorredners trägt auch erheblich dazu bei. 
(Bewegung) Wenn das Haus unter dieſen Umſtänden dennoch in eine Dis⸗ 
cuſſion dieſer Frage, ich glaube zum viertenmale, eingehen will, fo. vermögen 
wir das nicht zu hindern; es iſt aber von der k. Regierung nicht zu erwar⸗ 
ten, daß fie ſich in einer eingehenden Weiſe an dieſer Discuſſton betheilige, 
da ſie ihren früheren Erklärungen nichts hinzuzufügen hat. — Ich will noch 
einige unrichtige Thatſachen, welche der erſte Redner angeführt hat, wider⸗ 
legen. Derſelbe hat auf franzöſiſche Zeitungsnachrichten hingedeutet, wonach 
ruſſiſche Poſten auf preußiſches Gebiet von Koſaken begleitet wurden. Ich 
glaube, daß eine ſolche Sicherſtellung noͤthig iſt; wir können unfererfeits 
doch zu ſolcher Sicherung keine permanente Escorte an die Grenze ſtellen; 
dazu liegt derjenigen Behörde die Verpflichtung ob, welche die Poſt abfer⸗ 
tigt. Wenn aber der Vorredner dieſe Poſtillons⸗Escorte zu dem ſtarſche 
eines ruſſiſchen Truppencorps im Großherzogthum Poſen macht, jo iſt das 
eine der vielfachen Unwahrheiten, welche verbreitet worden ſind. Ich habe 
aus guter Quelle Nachrichten erhalten, daß ein Agent in Krakau angeſtellt 


wäre mit dem Auftrage, dreimal täglich Depeſchen in dieſem Sinne nach 


Paris zu ſenden. Die Nachricht über den angeblichen Marſch von ruſſiſchen 
Truppen auf preußiſchem Gebiete war aus Poſen an den Fürſten Gzarto: 
ryski gerichtet. Dieſe Depeſche machte die Runde durch alle franzöſiſchen 
Zeitungen. Zwei Tage darauf wurde von demſelben Agenten berichtet, daß 
dieſe Nachricht auf einem Irrthum des Augenzeugen beruhe. Dieſer Irr⸗ 
thum wurde aber von den Empfängern der erſten Depeſche nicht aufgeklärt, 
vielmehr ein neues Gerücht daran geknüpft. Thatſache iſt, daß der Augen⸗ 
Auge nicht einmal eine Escorte geſehen haben kann. Was dies alſo für ein 

ugenzeuge geweſen iſt, ergiebt ſich daraus von ſelbſt, und das ſind die 
Nachrichten, auf welche ſich der Vorredner bezogen hat. Der erſte Redner 
und mit ihm der Abg. v. Ronne hat uns dringend eine andere Politit im 
Intereſſe Preußens empfohlen. Meine Herren! wir ſind nicht gewohnt, die⸗ 
jenige Fraction, welcher der Abg. Libelt angehört, in ihren Anſichten über 


das, was für Preußen gut ſei, mit uns in Uebereinſtimmung zu finden und 


von dorther Rath im Intereſſe Preußens anzunehmen. 


vention ausgeſprochen, 


Hauſes ſitzenden 


Abg. Dr. Waldeck: Der Herr N , hat uns ſoeben erklärt, 
daß er nicht gewohnt ſei, Rath anzunehmen von der auf dieſer Seite des 
artei; er hätte eben ſo gut ſagen können, daß er nicht 

gewohnt ſei, Rath anzunehmen vom ganzen Hauſe, nicht gewohnt, das Haus 
u 1 wo es ſeine Befugniſſe in Anſpruch nehme. — Die Conven⸗ 
1255 eſchäftigt uns ſchon zum zweitenmale; aber dies iſt nicht, wie Herr 
v. Bismarck bemerkt, überflüſſig, da es mit der Convention keine Kleinigkeit 
ih: und da der Inhalt der Convention bald ganz verſchwiegen, bald in ver: 
iedener Weiſe von der Reg. angegeben worden iſt. Zum Glück für Preu⸗ 
en und Europa iſt die Convention jetzt wohl als ein todter Buchſtabe an⸗ 
uſehen: Preußen iſt nicht der Knecht Rußlands geworden, wie es die Aus: 
hrung der Convention hätte zur Folge haben müſſen. Wir hören aber 
gleichwohl auch heute noch Dinge zugeben, die ſich nicht für einen unabhän⸗ 
igen Staat ſchicken. Es iſt Preußens unwürdig, wenn die Poſt auf preu⸗ 
ſiſchem Boden durch Koſaken eskortirt worden iſt (Sehr wahr!), dieſelben 
hätten preuß. Land nicht betreten dürfen. Wenn die bewaffneten Koſaken 


ihren Führern folgen u. Dinge vornehmen, welche von keiner inländiſchen 


Behörde angeordnet werden koͤnnen, ſo iſt dies etwas Unerhörtes. Die Con⸗ 
vention iſt allerdings nicht ſo ſchädlich geworden, wie ſie hätte werden kön⸗ 
nen: Rußland hat ſich überzeugt, daß die Convention auch ſeiner eigenen 
Stellung SR angemeſſen jei. Aber die preuß. Reg. iſt nicht der Anficht 
des ganzen Landes, nicht das Votum dieſes Haufes, ſondern dem Druck 
der auswärtigen Mächte gewichen, (Beifall, Sehr A 

Können wir unſerer Regierung dieſe Wandelung zu Gut ſchreiben? Nein, 
vielmehr hat auch der Verlauf der Convention gezeigt, daß die Stellun 
der Regierung in der auswärtigen Politik ganz ebenſo lahm uud haltlo 

„wie in ihrer innern. (Sehr wahr.) Der Herr Minifterpräfident 5 
uns foeben erklärt, die polniſche Frage beſtehe nicht erſt ſeit heute. Dies 
wiſſen wir wobl alle ſelbſt. Vielmebr enthält ſchon die wiener Congreßakte 
eine gewiſſe Löſung der polniſchen Frage. Aber es iſt unbegreiflich, wenn 
die Löſung der polniſchen Frage dadurch herbeigeführt werden ſoll, daß uns 
fer Staat, der von dem ehemaligen Polen den bei weitem kleinſten Theil 
inne hat, ſich in eine bleibende Allianz mit dem Nachbarſtaate begiebt, der 
von der polniſchen Beute den Löwentheil gewonnen bat, der unſere öftlihen 
Grenzen auf das äußerſte bedrängt. Der hierin enthaltene Irrthum der 
preußiſchen Regierung liegt doch auf der Hand. Von jeher war es aner⸗ 
kannt, daß Preußen von zwei raubgierigen Nachbaren umgeben ſei, von de⸗ 
nen der eine nach dem Rhein, der andere nach der Weichſel trachte. Dar⸗ 


über kann doch kein Zweifel obwalten. Wie iſt es alſo denkbar, daß eine 


reußiſche Regierung die Stellung als Exekutor Rußlands hat einnehmen 
önnen? Eine ſolche Politſt iſt fo wenig haltbar, daß das öffentliche Urtheil 
über fie ganz klar iſt; fie kann nur von Leuten befolgt werden, die nur von 
der Hand in den Mund leben, Für die Convention mit allen ihren zukünf⸗ 
tigen Folgen können wir das Miniſterium allein verantwortlich machen. Sie 
ſagen gewiß (zu den Miniſtern), wir übernehmen dieſe Verantwortlichkeit. 
Aber ein preubifches Miniftertum batte nothwendig, ehe es dies thut, die 
öffentliche Meinung, die politiſchen Conſtellationen, Preußens Iſolirung in 
ganz Europa in Erwägung ziehen und auf dieſe Rückſicht nehmen müſſen. 
Schon aber iſt das Verhalten der preußiſchen Regierung von Frankreich, 
von England, Schweden und allen anderen Ländern, die ſich über die Con; 
desavouirt worden. Wenn Sie ſich aber von Räck⸗ 
n der Politik nicht leiten laſſen, fo ſehen Sie mindeſtens (zum Miniſter⸗ 
th) auf die Menſchlichteit. Die Cartellconventlon redet nur von Ausliefe: 
tung von Deſerteuren und Verbrechern nach jedesmaliger vorgehender Un: 
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terſuchung, nicht aber von Auslieferung ber I e Wenn Oeſterreich, 

durch gleiche Verträge gebunden, dies nicht thut, jo iſt doch zu hoffen, daß 

auch die preußiſche Regierung ein Gleiches thun wird. Wenn das gegen: 

wärtige Miniſterium in der inneren Politik keine Redlichkeit übt, wenn es 

keine politiſchen Rückſichten gelten laſſen will, fo ſollte es doch wenigſtens 

die Geſetze der Menſchlichkeit und Humanität gelten laſſen (Beifall). 
Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Ich ergreife nur das Wort, nachdem 

der Herr Präſident den letzten Angriff, der uns 95 an Redlichkeit in 


— — — 


der innern Politik vorwirft, nicht zurückgewieſen hat. Ich ergreife nur das 
Wort, um den Abgeordneten zu fragen, auf welche Thatſachen er die Be⸗ 
hauplung ründet, als ſeien wir irgend welchem äußern Drucke gefolgt. J 
ezeichne dieſe Behauptung als eine willkürliche, aus der Luft gegriffene 
und weiſe ſie 3 zurück. Wir ſind überhaupt nicht gewichen und haben 
keine Veranlaſſung dazu. Der Vorredner hat außerdem gewiſſe Betrach⸗ 
tungen aus der Preſſe über das Aktenſtück des Marquis Wielopolski auf⸗ 
eſtellt. Dieſe N widerlegt ſich durch ſich ſelbſt; wenn die ruſſiſche 
egierung eine ſolche Politik adoptirt hätte, ſo würde die Convention ein 
vollſtändiger Bruch mit 115 Politik ſein, und es wäre dann ſicherlich ſehr 
anerkennenswerth, einen ſolchen Bruch herbeigeführt zu ſehen. 

Abg. Krieger (Goldapp): Er müſſe dem Miniſterpräſidenten auf das, 
was er über die Petenten geſagt habe, erwidern, weil die Petenten ſeinem 

eimatskreiſe angehörten und er ſie genau kenne. Der Miniſterpräſident 
abe den Petenten „den Herren Donalies und wer ſonſt“ vorgeworfen, ſie 
hätten über eine Angelegenheit geſprochen, von der ſie nichts wüß ten, über 
die ſie gar nicht informirt wären. Nun, „Herr Donalies und wer ſonſt“ 
118 klare, nüchterne Köpfe, die nur dann petitionirten, wenn ſie Material 
ätten. Daß ſie dies hätten, beweiſe der Inhalt der Petition, in welcher 
ſich die Petenten gegen den Vertrag aussprechen, welcher den Ruſſen geſtatte, 
polniſche aer aß auf N Gebiete zu verfolgen. Wer zweifle jetzt 
noch an dieſer hatſache? Der miſterpräſtdent habe allerdings geſagt, es 
gehöre zu jedem Ueberſchreiten der Grenzen die beſondere Erlaubniß der 
preußiſchen Regierung. Das ſei jedoch unerheblich. Die Hauptſache ſei, 
daß eine Convention exiſtire. Die „Herren Donalies und wer ſonſt“ hätten 
alſo genau ea was fie wollten. Die „Herren Donalies und wer ſonſt“ 
Heiterkeit) hätten nach der Verfaſſung das Recht, wenn ſie glaubten, daß 
die Regierung auf dem Holzwege ſei (große Heiterkeit), ſich an das Haus 
der Abgeordneten zu wenden. Das haben ſie aber in der beſcheidenſten 
Weiſe gethan. Sie haben ſehr beſcheiden ſich zu befürchten unterfangen, 
daß ihre Perſon und ihr Eigenthum in Gefahr gerathe. Wenn ſie, die 
vielleicht perſönlich tapfer find, aber doch nicht mit ruſſiſchen Horden in Be⸗ 
rührung zu kommen wünſchen, dies thun, ſo verdienen ſie deshalb nicht 
den Vorwurf der Naſeweisheit, den der Miniſterpräſident ihnen ironiſcher 
Weiſe gemacht hat. 

Abg. v. Sybel. Die Erörterungen des Miniſterpräſidenten charakteri⸗ 
ſiren ſich heute durch eine bei ihm ſonſt nicht häufige Unſicherheit. Es iſt 
der Beweis, daß er keinen Grund und Boden mehr bei der Action hat, die 
ſchon zu ſolchem Unheil geführt hat. Daher die widerſprechenden und ſchon 
in der Form haltloſen Aeußerungen, welche allenthalben e wer⸗ 
den. Der Miniſterpräſident wirft dem Hauſe vor, es ſpreche über die Con⸗ 
vention, ohne eine Ahnung von ihrem Inhalte, ja, von ihrer Exiſtenz zu 
haben. Er ſtellt alſo heute noch die Convention als problematiſch vor. Fer⸗ 
ner hat er erklärt, das unt ſei dem Druck der auswärtigen Mächte 
nicht gewichen und habe auch keine Veranlaſſung gehabt, zu weichen. Nun, 
wenn das wahr iſt, wenn wir uns wirklich mit einem bloßen Nebelbild um⸗ 
befke gelder haben, dann iſt etwas Aehnliches noch nicht dageweſen (leb⸗ 

afte Zeichen der } uſtimmung werden zwiſchen den Hrn. v. Roon und 
v. Bismarck gewechſelt). Denn nicht nur wir haben das gethan, ſondern 
alle Regierungen und Parlamente Europa’s. Es iſt durch die Convention 
von 8. Februar eine ganz ueue Conſtellation in der europäiſchen Politik 
eingetreten. Und nun ſagt uns der Miniſterpräſident: Ihr wißt ja gar nichts 
Poſtives, Eure ſämmtlichen Nachrichten ſtammen aus hate Than Zei⸗ 
tungsartikeln. Dem gegenüber erinnere ich an unzweifelhafte Thatſachen. 
Es iſt wahr, daß in der franzöſ. Depeſche vom 17. Febr. d. J. in einem 
Nebenpunkte auf Gerüchte Bezug genommen wird. In der Hauptſache aber 
nimmt er nicht Bezug auf Gerüchte, ſondern auf die Eröffnung des 
preußiſchen Gasen v. d. Goltz. Wenn derartige Mittheilungen 
auch in die Kategorie ſolcher entſtellenden Zeitungsartikel, Gerüchte 
und Illuſionen gehören, dann iſt dies Haus unſchuldig daran. 

Die offiziellen Mittheilungen unſrer Geſandken ſollten doch 
wenigſtens unanfechtbar ſein. (Sehr wahr.) Aehnliche Differenzen hat 
der Miniſterpräſident bereits mit ſeinem Geſandten in England gehabt. Er 
hat aber bereits erklärt, daß ruſſiſche Truppen nicht ohne Weiteres die Grenze 
überſchreiten können, ſondern nur mit Genehmigung der dieſſeitigen Behörden. 
Es ergiebt ſich alſo jedenfalls, daß den beiderſeitigen Truppen die Ueberſchrei⸗ 
tung der Grenze geſtattet iſt. Dann bleibt immer noch ein reſpectabler Inhalt, 
um Europa in Bewegung zu ſetzen und Preußen vor dem Auslande zu com: 
promittiren. — Wenn der Miniſterpräſident den Einwürfen gegenüber, daß er 
die polniſche Frage aufs Tapet gebracht habe, erwidert, ſie ſei ſchon ſeit 1830 
auf der Tagesordnung, ſo handelt es ſich darum nicht. Die polniſche Frage 
war im Anfange dieſes Jahres nicht actuel, ſie iſt durch unſere Convention zur 
europäiſchen Frage geworden. — Ich glaube, daß der Miniſterpräſident am 
11. Februar, als er jene klaſſiſche Aeußerung that, daß er Rathſchläge auswär⸗ 
tiger Mächte weder erhalten habe noch erwarte, von der franzöſiſchen Depeſche 
am 17. Februar noch nichts gewußt hat, aber wenn man von ihm auch nicht 
verlangen kann, daß er die materielle Prophetengabe beſitze, um zu ſehen, daß 
ſich die Rathſchläge, die er nicht erwartet, bereits unterwegs befinden, ſo ſollte 
man doch die heilige Prophetengabe bei ihm vorausſetzen können, daß er ber- 
artige Einwendungen des Nachbarxreiches vorausſehen kann. (Sehr wahr.) 

Er hat ferner 50 daß unſere Auffaſſung bedenklich übereinſtimme mit 
dem franz. Miniſter illault und anderen Rednern des franz. Senats. Mag 
der Abg. Virchow ſich über die ihm gemachten Inſinuationen ſelbſt aus: 
ſprechen. Ich begnüge mich damit, zu erklären, daß, wenn in der Ueberein⸗ 
1 des Urtheils eines Mitgliedes dieſes Hauſes mit den auswärtigen 

egierungen und Parlamenten der Vorwurf des Unpatriotismus und Lan⸗ 
desverralßs liegen ſoll, daß es dann wenige Mitglieder in dieſem Haufe giebt, 
die dieſer Vorwurf nicht trifft. Wir ſtimmen überein mit der engliſchen und 
franz. Reg. und den ſchweizeriſchen Volksverſammlungen. In dieſer Frage 
timmt überhaupt Alles überein, was ſonſt ſehr weit auseinandergeht, es 
. vielleicht zum erſtenmal überein Kaiſer Franz Joſeph von Oeſterreich 
und Victor Emanuel, Garibaldi, und wenn nicht die Zeichen trügen, ſelbſt 
Papſt Pius IX. (Große Heiterkeit.) Wir können uns aljo über jene In⸗ 
ſinuationen beruhigen. Freilich, wenn es ein Ruhm iſt, etwas gegen den 
Willen von ganz Europa zu concipiren und in's Leben zu rufen, dann hat 
ſich der Minifterpräfivent dieſen Ruhm für alle Zeiten geſichert. Ich gebe 
zu, daß wir uns vielfach geirrt haben. Wir haben nach den Erklärungen 
des Miniſterpräſidenten geglaubt, die Convention werde vollſtändig aufrecht 
erhalten. Ich bekenne, daß die Aktenſtücke, die uns jetzt vorliegen, beweiſen, 
daß ſie in der That jene Seeſchlange geworden iſt, mit der ſie der Miniſter⸗ 
präſtdent Ruſſiſch bezeichnete. 

Wenn wir weiter erwägen, daß ſchon am 4. März jener Artikel im 
„Staatsanzeiger“ geſtanden bat, der uns Eu nur durch feine Form auf⸗ 

el, durch die Geſchicklichkeit, mit der die Staatsregierung ſich als Journaliſt 
enahm, durch die Vorwürfe, die dieſem Haufe in einer 
daß wir glaubten, der u. ue habe Veranlaſſung, gegen feine Kollegen 
ſtrafrechtlich einzuſchreiten, jo müflen wir zugeben, daß wir bei der Aufmerk⸗ 
ſamkeit, die dieſe formellen Punkte erregten, 
achtet baben, der uns Verleumdung der Regierung vorwarf, Angriffe gegen 
Maßregeln, die nur den Zweck haben, die eigenen Grenzen zu ſchüßzen. 
war gar nicht mög, der Convention vom 8. Februar ein ſchärferes De: 
menti zu geben. Damals ſchon hatte die Regierung alſo die Abſicht, die 
Convention aufzugeben. Damals ſchon war alſo das Weichen vollzogen. 
Deshalb konnte auch Lord Palmerſton bereits am 27. Februar erklären, er 
halte die Convention für einen todten Buchſtahen. Dann kann man natür⸗ 
lich heute erklären, man ſei in den letzten Wochen nicht gewichen. Ich hoffe, 
daß gegen die Palmerſton'ſche Erklärung, daß die Convention ein todter Bud: 
ſtabe fei, zum Heile unſeres ſchwer genug geprüften Vaterlandes kein Dementi 
vom Miniſtertiſche erfo gen werde. 

Es bleibt ſo noch Stoff genug, um abzuwehren von dem Wege auf dieſem 
blühenden Terrain, denn blühend iſt es geworden nach dem Luftzug vom 
1. Februar. Der Unterſchied der politiſchen Lage zwiſchen der Zeit von dem 
1. Februar und jetzt liegt klar da. Vorher fanden wir ſicher genug da, um 
fo gegen Oeſterreich aufzutreten, wie es der Minifterpräfident gethan hat; jetzt 
haben wir Oeſterreich den Weg gebahnt zur enfente cordiale mit den Weſt⸗ 
mächten. Ich hoffe, daß, wenn die Convention vom vom 1. Februar todt iſt, 
ein beſſerer Geiſt dieſe Entwickelung begleiten wird in den weiteren 1 2 der 
e Frage. Das Organ Palmerſtons, die, Moning⸗Poſt,“ hat dieſe Ent» 
wickelung am klarſten bezeichnet: Kein Krieg heute und morgen, aber die poln. 
Frage if lebendig und die eurdpätſchen Mächte werden fie nicht wieder aus der 
Hand laſſen. Barum rufen wir der Regierung zu, daß fie fortgehen möge 
von dem Standpunkt, den fie am 8 Februar eingenommen, daß wir jefthalten 
an dem Standpunkt, den wir am 28. Februar klar gelegt. Unſer Miniſterium 
wird keinen Zweifel in die Verſicherung ſetzen, daß, ſollte fie den entgegen» 
geſetzten Standpunkt einnehmen, die preußiſche Landesvertretung ihr nicht fol 


nicht genug auf den Inhalt ger 


rt gemacht wurden, | 9 
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en, ſondern ihr jede Unterſtützung verweigern wird. Oft ſchon haben wir det 


Regierung das „discite justitiam“ zugerufen. Heute rufen wir ihr zu: dis- 
eite justitiam moriti nee timere divos!“ (Lebhaſtes Bravo.) 
üiniſter⸗Präſident v Bismarck: Der Herr Vorredner hat die Meinung 
ausgeſprochen, daß ich heute mit weniger Sicherheit als ſonſt meine Anſicht 
vertrete. Ich würde bedauern, wenn dieſe Anſicht weiter verbreitet würde, 
und ich ſehe mich deshalb zu der perſönlichen Bemerkung veranlaßt, daß ich 
ſeit 4 Tagen erheblich krank geweſen bin und heute gegen den Willen mei⸗ 
nes Arztes, nur um die Annehmlichkeit dieſer Diskuſſion an mir nicht vor⸗ 
übergehen zu laſſen, hier erſchienen bin. Der Vorredner ſchien anzunehmen, 


ch] ich hätte die Exiſtenz einer Convention in Abrede geſtellt; ich habe oft aus⸗ 


geſprochen, daß eine Verabredung exiſtirt, und ich habe nur geſagt, daß der 
Charakter derſelben ſowohl den Petenten, als dem Hauſe nicht bekannt iſt. 
Der Vorredner ſagt, daß die Convention bekanntlich viel weiter gehende 
Zwecke habe, als die bis jetzt angegebenen. Ich habe oft bei Zeitungen die 
Bemerkung gemacht, daß ſie bei Angelegenheiten, die ihnen nicht bekannt 
find ſagen: bekanntlich u. ſ. w. Der Vorredner befindet ſich in derſelben 
Lage; er ſagt, das Urtheil Europa's über die Convention ſei einig. Das 
Urtheil kann aber über etwas ihm Unbekanntes nicht einig ſein. Sie wer⸗ 
den der Wahrheit wohl näher kommen durch dasjenige, dem die Regierung 
widerſpricht, und überraſcht ſein über dasjenige, was übrig bleibt. Ich habe 
heute nur geſagt, daß Sie die Natur der Convention nicht kennen und daß 
Sie nicht wiſſen, ob ſie noch beſteht, womit ich nicht behauptet haben will, 
daß ſie nicht noch beſtebe. Alles, was der Vorredner über den Inhalt der 
Convention angegeben hat, beſchränkt ſich auf die franzöſiſche Depeſche vom 
17. Februar; was bleibt alſo, wenn der be eits von mir widerlegte Punkt 
ſich nicht darin befindet, von Ihrer Bekanntſchaft mit der Convention noch 
übrig? (Heiterkeit!) 

Abg. Dr. Löwe (Dortmund): Es ſei ein eigenthümliches Schauſpiel, 
dieſe Wiedetholung der Debatte über die polniſche Frage und die Haltung 
des Miniſterpräſidenten in derſelben immer wieder dieſe Wendungen, immer 
wieder dieſe Erklärungen, in denen der Nachſatz zurücknehme, was der Vor⸗ 
derſatz behaupte. Und doch würde die Sache ſehr einfach ſein, wenn der 
Miniſterpräſident einmal gejagt hätte: fo iſt es, und nicht immer: fo iſt es 
nicht und ſo nicht ganz genau. So ſei es denn nicht merkwürdig, daß das 
Haus mit ganz beſonderer Aufmerkſamkeit die Augen auf das richte, was 
wirklich geſagt worden. Unter dieſem ſei ihm eine Bemerkung aufgefallen, 
die, mit welcher der Miniſter den Einwand zu widerlegen geſucht, daß Ruß⸗ 
land bei der Convention im Vortheil geweſen ſein würde. Nur dann wäre 
Rußland vollſtändig im Nachtheil geweſen, wenn gewiſſe Hoffnungen und 
Gerüchte, die der Miniſterpräſident ſelbſt daran geknüpft, wahr geweſen 
wären, daß Polen preußiicerjeits in Beſitz genommen und ſchleunigſt ger⸗ 
maniſirt werden ſollte. Wenn in dieſer Weiſe die panſlawiſtiſchen Beſtre⸗ 
bungen geſtört worden, nur dann wäre Rußland wirklich im Nachtheil ge⸗ 
weſen. — Wenn aber jetzt, wie vorauszuſehen, der Aufſtand niedergeworfen, 
dann werde Rußland ſeinen Frieden mit den Polen machen können auf der 
Grundlage des gemeinſamen Haſſes gegen die Deutſchen, gegen Preußen. 
Das wäre ein offenbarer Sieg der Ruſſen; dann wäre erreicht, was die 
panſlawiſtiſche Partei wolle; dann wäre Polen nicht gefeſſelt an Rußland, 
ſondern ein Widderkopf, der auf unſern Leib ſich richtet. . 

Das ſei von jeher das Beitreben der panflaviftiichen Partei geweſen, der 
Murowski und der Wielopolski, der Herzen und Bakunin. Und wie weit 
etwa der Großfürſt Conſtantin dieſe Beſtrebungen theile, das gehöre vor⸗ 
läufig noch in das Gebiet der Conjecturalpolitik. Wenn der Miniſter meine, 
daß Rußland keinen Vortheil von der Convention gehabt hätte, ſei er alſo 
wohl im Irrthum. Und eben ſo liege die Behauptung, daß es ſich für uns 
nur um Grenzſicherung handle. Wenn einzelne der berichteten Thatjachen 
wahr ſein ſollten, wie die Auslieferung und die Gefangenſetzung von über⸗ 
getretenen Inſurgenten, ſo beklage er dies, weil er überzeugt ſei, daß da⸗ 
durch unſere Intereſſen aufs Schwerſte beſchädigt ſeien, wie denn durch die 
Politik des Miniſteriums überall unſere Intereſſen beſchädigt würden. 

Wenn der Miniſter dem Haufe ſage, es ſolle ſich lieber mit ſeinen eigenen 
Angelegenheiten befaſſen, als Conjecturalpolitik treiben, ſo frage er denſelben, 
ob nicht Angelegenheiten genug in Deutſchland vorhanden ſeien, die wahrzu⸗ 
nehmen eines preußiſchen Miniſteriums würdiger geweſen wäre, als der Abs 
ſchluß jener Convention? Sei da nicht der deutſch⸗franzöſiſche Handelsvertrag 
und die Angelegenheiten am Bundestage und Schleswig -Holſtein? Glaube der 
Herr Miniſter vielleicht, daß, nachdem er nun dieſe polniſche Frage zu einer 
europälſchen Frage gemacht, er auf einem etwaigen europäiſchen Congreſſe eine 
angemeſſene Stellung haben würde, wenn er dann noch Vertreter Preußens 

u ſein die Ehre hätte? Glaube er, daß die ſchleswig⸗holſteinſche Angelegen- 


eit auf dieſem diplomatiſchen Wege beſſer geordnet werden wird, als wenn 


man ſich mit England verſtändigt hätte? Er glaube, die ganze Politik der 
Regierung ſei nichts, als Confecturalpolitik. (Beifall.) 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Er habe nicht von Vortheil oder Nach⸗ 
theil der Convention für Rußland geſprochen, ſondern geſagt, daß, ſollte der 
Wielopolski'ſche Plan jemals vorhanden geweſen ſein, die Convention das 


Verdienſt haben würde, derjenigen Politik die Spitze abzubrechen, deren Erfolg 


der Vorredner befürchtet habe. — Der Vorredner habe ſich ferner beklagt, 
daß das Miniſterium nicht andere Fragen, die näher liegen könnten, in die 
Hand genommen. Wenn die polniſche Frage nicht als Inſurrection auf die 
Welt gekommen, würde man ſie nicht angegriffen haben. In Betreff der von 
. berührten Fragen erinnere er übrigens daran, daß dieſelben ſeit 12 
ahren nicht vorgeſchritten ſeien, das Miniſterium alſo ſchwerlich ein Vor⸗ 
wurf um deswillen treffen könne, weil es ſie in den letzten 7 Wochen babe 
ruhen laſſen. Auch ihm (Redner) hätten bei Uebernahme ſeiner jetzigen Stel⸗ 
lung andere Dinge vorgeſchwebt. Ich kann Ihnen aber nicht verhehlen, daß, 
wenn Sie in dieſer Weiſe uns zu unterſtützen fortfahren, die Erreichung jener 
Zwecke nicht gerade gefördert wird. 
Abg. Dr. Virchow: Die Behauptung des Miniſterpräſidenten über die 
franzöͤſiſche Depeſche vom 17. Februar, von der er geſehen, daß ich fie in der 
Hand habe, iſt ein neues Zeugniß von der Unerſchrockenheit, welche derſelbe im 
Interpretiren beſitzt. Es ſteht in der Depeſche ausdrücklich: „Graf v. d. Goltz 
fagte uns, wie wir dies auch von Herrn v. Budberg hörten, daß ruf 
ſiſche Truppen die preußiſche Grenze überſchreiten und polniſche Inſurgenten 
verfolgen dürfen.“ (Hört! hört!) 0 f 
alſo mit dürren Worten darin. Wie der Miniſterpräſtdent das ableugnen 
kann, was doch weſentlich mit dem, was Lord Ruſſell im engliſchen Parlament 
geſagt hat, übereinftimmt, iſt mir unerklärlich. Derartige Erklärungen ſcheinen 
ein ſolches Gewebe von Unſicherheiten über die Convention verbreiten zu ſollen, 
daß in der That Niemand mehr etwas Beſtimmtes von derſel ben wiſſen wird, 
Ich bin feſt überzeugt, daß fie exiſtirt hat und daß fie jetzt außer Kraft 152 
Damit ſteht auch im Einklang, daß der Miniſterpräſtdent ſagt, fie erilftr 
und fie exiſtire nicht. (Heiterkeit. Sie ſchwebt eben zwiſchen Leben und 
Sterben (große Heiterkeit). Wenn mir der Miniſterpräſident dann vorgewor⸗ 
fen hat, daß ich geſagt habe, die preußiſche Regierung habe die polniſche Frage 
zu “einer europäiſchen gemacht, während fie dies ſchon ſeit 1831 gewejen ſei, ſo 
erwidere ich, daß ſie ſchon lange begraben war. 

In Frankreich ift fie zum letztenmale bei der Adreßdebatte der zweiten 
Kammer im Jahre 1848 behandelt worden, jeitvem war fie verſchwunden. 
Selbſt ihre Belebung auf dem pariſer Congreſſe war unmöglich. Aus dieſem 
Schlummer hat fie der Miniſterpräſident geweckt, fie zu einer brennenden 
emacht. Wenn dieſer ferner geſagt hat, daß mir wohl andere Redner aus 
dem franzöſiſchen Senate noch näher ſtänden, als der Miniſter Billault, jo 
denke ich, ein Mitglied der deutſchen ortſchrittspartei, deren Programm und 
deren Plane offen daliegen, könne ſicher davor fein, in eine nähere Ber 


=» 


ziehung zu den Rednern des franzöſiſchen Senats gebr 
8 ſpeziell den Prinzen Napoleon betrifft, gebracht zu werden. Was 


n Prix ſo denke ich, Niemand wird ſo ver⸗ 
meſſen ſein, mich, den Abg. des linken Rheinufers, mit Diesem in N obere 
Verbindung zu bringen. Der Miniſterpräſident wird niemals, felbft nicht in 
den an Verleumdungen reichſten Organen, die Vermuthung ausgesprochen 
gefunden haben, daß wir das linke Rheinufer verkaufen wollen. Wohl 
aber iſt vielfach, beſonders in ſüddeutſchen Organen, die Befürchtung 
laut geworden, daß ein anderer Politiker ſolche Abſichten babe. 
(Hört! Port). Wir werden trotz aller Verleumdung an unſerem Ziele weiter 
arbeiten. Dies Ziel iſt das große einige Deutſchland. (Lebhaftes Bravo!) 


Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

Abg. Waldeck (perſönlich): Der Herr Miniſterpräſident hat ſich darüber 
beſchwert, daß ich ihm Mangel an Redlichkeit in der innern Politit vorge⸗ 
worfen habe. Ich glaube, daß dieſer Vorwurf demjenigen mit Recht gemacht 
werden kann, der die Verfaſſung des Landes nicht mit edlichkeit beobachtet. 

n dieſer Beziehung ſtimmt aber wohl mein Urtheil über den Minifterpräs 
identen mit dem des größten Theiles des Hauſes und des Präſidenten die⸗ 


ſes Hauſes, der mich an der betreffenden Stelle nicht unterbrochen hat, 


überein, 

Auf eine Bemerkung des Abg. v. Sybel, der die Quellen, auf die er 
ſich berufen, gegen den Miniſterpräſidenten rechtfertigt, erwidert Herr von 
Bismarck: Er habe die in den franzöſiſchen Depeſchen hervorgetretenen uns 
richtigen Vorausſetzungen ſofort bei den betreffenden Kabinetten aufgeklärt. 
Es ſei aber nicht ſeine Gewohnheit, ſolche Depeſchen ſofort zu veröffentlichen. 
Die Mißverſtändniſſe, welche im Auslande über die Convention obgewaltet, 
erklärten en welt daß man ſich über Unterhandlungen ausgeſprochen, ehe 
dieſelben ihren vollſtändigen Abſchluß erhalten. — Nachdem der Referent 
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as, worauf ich Bezug genommen, ftebt- 


erhielt der Wirkliche Geheime 


ſchreibt: 
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vention auszuführen 
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Abg. Aß mann e ons⸗Antrag (Erledigung 1 
dees Aber de polniſche le Mga eſchlüſſe) gerechtfertigt, er⸗ 
olgt deſſen faſt einſtimmige Annahme. — (Während der Rede des Abg. 
aldeck iſt der Miniſter des Innern, Graf Eulenburg, eingetreten.) 
Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellatſon des Abg. 
v. Stablewski und Genoſſen, die Auslieferung der gegenwärtig inhaftirten 
ruſſiſch⸗polniſchen Staatsbürger betreffend. Graf Eulenburg erklärt ſich zu 
deren ſofortiger Beantwortung bereit. ; k 
Abg. v. Stablewski (auf der Tribüne faſt ganz unverſtändlich) moti⸗ 
virt die Interpellation. Das Verfahren gegen die inhaftirten Polen aller 
Kategorien entſpreche nicht den Vorſchriften des Strafgeſetzbuches und der 
Criminalordnung. ... Wie ihm aus zuverläſſiger Quelle mitgetheilt, beab⸗ 
ſichtige der Landrath Poung, eine Anzahl der Inbaftirten auf Grund der 
Cartellconvention vom Jahre 1857 ſobald als möglich auszuliefern. Dem⸗ 
nächſt ſcheint Redner die Ungiltigteit und Unverbindlichkeit dieſer Cartellcon⸗ 
Wenn — ſo ſchließt er — der Miniſter in einem 
früheren Falle den Muth hatte, um den er ihn wahrlich nicht beneide, dem 
Harm noch den Hohn des Wortes hinzuzufügen, ſo liege die Befürchtung 
nahe, daß auch in dieſem Falle eine ähnliche „Ausweiſung“ eintreten könne. 
Dadurch rechtfertige ſich die geſtellte Interpellation. a 
Miniſter Graf Eulen burg: Vorweg habe er zu bemerken, daß die 
bier in Rede ſtehenden Fälle verſchiedener Natur ſeien und danach auch ver 
ſchiedene Behandlung zu erfahren hätten. Das könne er indeſſen aus⸗ 
ſprechen, daß die Abſicht der Regierung im Allgemeinen auf Milde gerich⸗ 
tet ſei, die auch um fo eher werde eintreten lönnen, als die Mehrzahl der 
Fälle vorausſichtlich ſolche umfaſſen werde, welche wieder ihren Willen an 
der Bewegung tbeilzunehmen gezwungen worden wären. Anderntheils müſſe 
er freilich auch erklären, daß die Regierung den Verpflichtungen, die ihr Ge⸗ 
ſetz und Verträge auferlegen, ſich in den dahin einſchlagenden Fällen nicht 
entzieh en könne i 1 
Eine Diskuſſion knüpft ſich an dieſe Beantwortung nicht und der Prü’ 
ſident ſchreitet zur Vorleſung der zweiten, durch den Abg. v. Sybel ge⸗ 
stellten (und ſchon bekannten) Interpellation. Auf die betreffende Frage 
an das Miniſterium erhebt ſich Hr. v. Roon: Die Regierung wird au 
die Interpellation antworten und zwar, ſo weit ſie vermag, ſchon heute. 
er Interpellant, Abg. v. Sybel, erhält das Wort zur Begrundung. 
Er verzichtet auf daſſelbe; Herr v. Roon erhält das Wort: Wenn die Frage 
geſtellt worden: 1) Wie viel Ausgaben find bis jetzt dem Staate durch Nie 
Truppen⸗Aufſtellung erwachſen, ſo kann ich darauf nur antworten: 0 155 
mag das heute nicht anzugeben. Die Interpellation iſt mir geſtern Aben 


erſt bekannt geworden, und es war deshalb unmöglich, den Betrag auch nur 


annäbernd zu ermitteln. Wenn zweitens gefragt wird, aus welchen Fonds 
find dieſe Ausgaben beitritten? fo babe ich darauf nichts anderes zu ani 
worten, als: vorläufig aus den bereiten Mitteln der Militär⸗Verwaltung. 
aus den Truppenkaſſen. Wenn endlich gefragt it: warum ilt bis jetzt dar⸗ 
über der Landesvertretung keine Vorlage gemacht worden? ſo muß ich 7 
auf antworten: es iſt um deshalb nicht geſchehen, weil die k. Regierung bei 
der Anordnung der betr. Maßregeln nicht zu überſehen vermochte, ob eine 
ſolche Vorlage überhaupt nöthig werden würde. n 

Die Tagesordnung tft damit erſchöpſt. Der Präſident schließt die Sitzung 
um 3 Uhr, indem er die nächſte auf Donnerstag, 9. April, anſetzt. Tages⸗ 
ordnung: Die Aufhebung der Schlacht⸗ und Mahlſteuer in Zaborowo ꝛc. 


Berlin, 31. März. [Amtliches.] Se. Majeftät der König 
haben allergnädigſt geruht: Dem Sekretär im kaiſerlich franzöſiſchen 
Ober⸗Kammerherrn⸗Amte, Antoine Bertora, und dem Advokaten bei 
der dieſſeitigen Botſchaft in Paris, Dr. Julius Levita, den königlichen 
Kronen⸗Orden vierter Klaſſe, fo wie dem Kreisgerichts⸗Büreau⸗Aſſiſten⸗ 
ten Friedrich Auguſt Reſag zu Lübbenau im Kreiſe Calau, dem Ka⸗ 
ſtellan des Landſchaftsgebäudes zu Treptow an der Rega, Gottfried 
Gorondzielski, dem Ober⸗Rathsdiener Darmer zu Stralſund, dem 
Förſter Witte zu Prebelow im Kreiſe Oſtpriegnitz und dem Kommu⸗ 
nal⸗Chauſſeegeld⸗Erheber Hiller zu Vahldorf im Kreiſe Neuhaldens 
leben, das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; ferner den Dirigenten 
und Rendanten des Hauptſtempel⸗Magazins, Rechnungs⸗Rath Schlei⸗ 
der, bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſte zum Geheimen Rechnungs⸗ 
Rath zu ernennen; dem Rheinzoll⸗Einnehmer Geſchwind in Koblenz 
bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte den Charakter als Rech⸗ 
nungs⸗Rath; ſowie dem Regiernngs⸗Sekretär Hottelet zu Frankfurt 
a. O. bei feinem Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte, den Charakter 
als Kanzlei⸗Rath zu verleihen; und dem Polizei⸗Hauptmann Ollen: 
roth hierſelbſt aus Anlaß feiner Verſetzung in den Ruheſtand, den 


Charakter als Polizei⸗Rath beizulegen. 


Der Salinen⸗Director Bergrath Biſch of zu Halle a. S. iſt als Director 
an das Steinſalz⸗Bergwerk zu Staßfurt, und der Berg⸗ und Salinen⸗In 


ſpector Demler zu Staßfurt als Salinen⸗Inſpector und Dirigent an die 


Saline zu Halle a. S. verſetzt worden. Am Gymnasium zu Stendal iſt vie 
Beförderung des ordentlichen ag Dr. Erdmann zum Oberlebrer ger 
nehmigt worden. An dem königl. Waifenhaufe in Bunzlau iſt der er te 
Lehrer Klemens zum Oberlehrer, der Kollaborator Radelbach zum Wa, 
ſenhauslehrer und der Candidat des Predigt⸗ und Rector⸗Amts Rudolph 
zum Kollaborator ernannt worden. (St.⸗A.) 
Bekanntmachung. Nachdem gegen die folgenden Zeitſchriften: 
die in Frankfurt a. M. erſcheinende „Süddeutſche Zeitung“, die in 
Koburg erſcheinende „Wochenſchrift des Nationalverdeins“, die in Dank 
burg erſcheinende „Reform“, den in Bern erſcheinenden „Bund“ in 
Bezug auf eine, beziehungsweiſe mehrere Nummern derſelben gemäß 
$ 50 des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 rechtskräftig auf Vernich⸗ 
tung lautende Erkenntniſſe ergangen ſind, wird auf Grund des $ 52 
deſſelben Geſetzes die fernere Verbreitung der erwähnten Blätter im 
preußiſchen Staate unter Hinweiſung auf die im § 53 a. a. O. 
angeordneten Strafen verboten. Berlin, den 30. Marz 1863. Der 
Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg. . 

Berlin, 31. März. Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: 
Dem Regierungspräſtdenten v. Blumenthal zu Danzig die Erlaubniß zur 
Anlegung des von des Großherzogs von Oldenburg. k. Hoheit ihm verlie⸗ 

enen Ehren⸗Komthur⸗Kreuzes vom Haus: und Verdienſtorden des Herzogs 
Peter Friedrich Ludwig zu erteilen. 
Berlin, 31. März. [Seine Majeſtät der König!] empfin⸗ 
en um 10 Uhr Morgens den Kriegsminiſter, um 10 ½ Uhr den Po⸗ 
hei-präfiventen. Um 10%, Uhr begann der Vortrag des Militär: 
binets, welcher um 11 Uhr durch die militäriſchen Meldungen beur⸗ 
laubter und beförderter Offiziere unterbrochen wurde. Um 12 ½ Uhr 
Rath von Olfers, um 1 Uhr der aus 
Brüſſel zurückgekehrte Geheime Rath Dr. Langenbeck Audienz. Hierauf 
hielt der Staatsminiſter v. Selchow und um 4 Uhr der Staatsmini⸗ 
fer v. Bodelſchwingh Sr. Majeſtät Vortrag. (St. A.) 
nerken nung für das preußiſche Abgeordnetenhaus .] 
Der „Schwäbiſche Merkur,“ eines der beſten Blätter Süddeutſchlands, 
ibt: „Nachdem die Gefahren einer Friedensſtörung in Folge der 
polniſchen Revolution wieder mehr in den Hintergrund getreten find, 
darf wohl auch die Haltung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes wäh: 
rend dieſer Kriſis mit aller Anerkennung hervorgehoben werden. Offen⸗ 
bar wurde durch die entſchloſſene Dazwiſchenkunft des ehrenfeſten preußt⸗ 
ſchen Volkshauſes der Sieg der napoleoniſchen Schlauheit und ſchwere 
Gefahr für das uneinige Deutſchland verhindert. Beſonders merkwür⸗ 
dig dabei iſt das Benehmen Englands. Seine Volksinſtincte brachen 
ſo heftig gegen Rußland und Preußen los, daß ſie Napoleon einluden, 
ſich am Rheine zu vergrößern; auch die höheren Politiker Englands 
waren in Verſuchung, dies einer, wie es ſcheint, feit einem Halbjahre 
ventllirten Theilung der Türkei durch Rußland und Frankreich (mit 
Entſchädigung Preußens durch das linke Weichſelufer) vorzuziehen. Allein 
Palmerſton fand in dem preußiſchen Volkshauſe einen Ankergrund, um 
ſolchen Planen das Mittelglied auszubrechen. Schon vor einem Jahre 
ließ ein Staatsmann verlauten, man ſei in den leitenden Kreiſen 
Englands entſchloſſen, fi mit dem alten Syſtem in Deutſchland kei⸗ 
nesfalls zu verbinden, dieſes ſei zu morſch, als daß man auch nur 
einen Schilling daran wenden wollte; wenn aber das liberale und 
Nationale Streben der Deutſchen irgend einen Kern anſetze, fo müſſe 
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der Petition durch die ſich England damit gegen das ihm drohendſte Bündniß Frankreichs 


und Rußland verbinden. In dieſem Sinne ſcheint England gemein⸗ 
ſame, herausfordernde Schritte in Berlin verhindert zu haben. Aus 
Aerger darüber ſchmält Napoleon durch den Mund Billault's auf den 
Neid Englands, und nachdem er Bismarck zuerſt durch jenen Köder 
gelockt und dann zu Falle gebracht, rühmt auch er den preußiſchen 
Liberalismus als eine aufgehende Sonne. Das preußiſche Volkshaus 
hat ſich alſo in einer ſchweren Kriſis um den Staat und um Deutſch⸗ 
land wohl verdient gemacht.“ 

[Gegen den Abg. van der Leeden], der zwar Rentner, ne 
benbei aber auch Hauptmann a. D. iſt, hat der Ehrenrath des erſten 
oberſchleſ. Inf.-Regiments wegen einiger im „Oderblatte“ abgedruckten 
Berichte für den Wahlkreis eine ehrengerichtliche Unterſuchung beſchloſ⸗ 
fen. Obgleich kein Abgeordneter während der Sitzungsperiode zur Un: 
terſuchung gezogen werden kann, ſo hat der Ehrenrath doch für gut 
befunden, den Termin zur Verantwortung ſchon auf den 30. März 
anzuberaumen. (Rh. Z.) 

eie de Die vierte Deputation verhandelte geſtern gegen den 
Redakteur der „Tribüne“, der angeklagt war, durch einen Artikel „das rauhe 
Haus und ſeine Zöglinge in den preußiſchen Gefängniſſen“, den Ober⸗Con⸗ 
ſiſtorialrath Wichern und die aus der Anſtalt hervorgegangenen Gefängniß⸗ 
beamten beleidigt zu haben. Derſelbe wurde freigeſprochen. In den Grün⸗ 


den war ausgeführt, daß keine Beleidigung vorliege, weil erkennbare Beamte 


in dem Artikel nicht angegeben ſeien, und nur das Syſtem des Inſtituts 
einer Kritik unterworfen ſei. Der Staatsanwalt hatte, im Falle dieſer Frei⸗ 
ſprechung, gleichzeitig eine Anklage wegen Tadels von Staatseinrichtungen 
($ 101) erhoben, welche der Gerichtshof jedoch auch verwarf, weil wieder nur 
das Syſtem getadelt ſei. Bei dekſelben Deputation war gegen die „Wochen⸗ 
ſchrift des National⸗Vereins“ wegen zweier Artikel, welche Beleidigungen des 
Herrn v. Bismarck enthalten ollen, vom Staatsanwalt die Vernichtung 
beantragt. Es wurde nur ein Artikel für ſtrafbar befunden und deſſen Ver⸗ 
nichtung ausgeſprochen. . } 

[Berichtigung.] Nach der „Sp. Ztg.“ ift die von der „Bromb, 
Ztg.“ gebrachte Nachricht von der Ernennung des Appellationsgerichts⸗ 
Präſidenten Luther in Bromberg zum Chefpräſidenten in Ratibor, an 
des verſtorbenen Burchardt (früher Wentzel) Stelle, nicht begründet. 

[Scheldezoll.] Wie es heißt, beläuft ſich der Maximalbetrag, 
zu welchem ſich Preußen für Ablöſung des Scheldezolles gegen Belgien 
verpflichtet hat, auf 440,000 Thlr. 

Königsberg, 30. März. [Das Miniſterium gegen die 
Habilitation der Juden.] Die Nachricht. von der durch den 
Cultusminiſter erfolgten Ablehnung der von der Univerfität beantragten 
Aenderung ihres confeſſionellen Charakters wird durch nachfolgendes 
Schreiben beſtätigt, welches zugleich als ehrenvolles Zeugniß für die 
Haltung der Univerfität in dieſer ganzen Angelegenheit veröffentlicht zu 
werden verdient. N 

An den praktiſchen Arzt Herrn Dr. med. Samuel hier. 

Geehrteſter Herr College! In Bezugnahme auf Ihre Eingabe im Okto⸗ 
ber 1860, Ihre Habilitation als Privatdozent an der hieſigen Univerſi⸗ 
tät betreffend, beeile ich mich Ihnen im Namen der Fakultät mitzutheilen, 
daß dieſelbe leider nicht im Stande geweſen iſt, Ihnen die licentia docendi 
zu erwirken. Die Fakultät hat am 11. Dezember 1860 Ihre Habilitation 
auf Grund des Geſetzes vom 23. Juli 1847, fo wie des Beſchluſſes des Ge⸗ 
neralconzils vom 31, Januar 1848 und endlich des Miniſterialerlaſſes vom 
14, Juli 1848 bei dem Herrn Curator beantragt. Sie hat hierauf, da fie 
abſchläglich beſchieden wurde, von Neuem eine Modifikation des § 105 der 
„Allgemeinen Univerſitäts⸗Statuten“ beantragt, welche auch in den Sitzungen 
vom 10. Januar und 12. Mai 1862 mit großer Majorität angenommen 
wurde, jedoch von Sr. Excellenz dem Herrn Miniſter v. Mühler unter dem 
6. März 1863 abgelehnt worden iſt. Der Herr Miniſter jagt in dem vor: 
erwähnten Schreiben: „er habe dieſe Anträge (vom 10. Januar und 12. Mai 
1862) einer ſorgfältigen Prüfung unterworfen und alle dabei in Betracht 
zu ziehenden Verhältniſſe reiflich erwogen, dabei aher die Ueberzeugung 
gewonnen, daß nach keiner Seite hin ein Bedürfniß zu der vom General⸗ 
conzil befürworteten Aufhebung der angeführten Beſtimmung der Univerſi⸗ 
tätsſtatuten anzuerkennen ſei; er es ſich hy verſagen müſſe, den Anträ⸗ 
gen des Generalconzils Folge zu geben u. |. w. Königsberg, den 26. März 
1863. Die medieiniſche Fakultät, v. Wittich, z. 3. Decan, . 3.) 


Tilſit, 29. März. [Militär⸗Marſchordre.] Am morgenden 
Tage verlaſſen uns auch der Stab und die 3. Eskadron des 1. Drag.: 
Regmts., um in Eilmärſchen nach Memel zu marſchiren und zum 
Grenzdienſte verwandt zu werden. Die Marſchordre traf nur heute 
am frühen Morgen durch telegraphiſche Depeſche ein, nach welcher auch 
die briefliche Mittheilung des General⸗Commando's erfolgte. Nach die⸗ 
ſer wird unſer Militär ſchon am 31. in Memel eintreffen, um ſogleich 
den neuen Dienſt zu übernehmen. Die Urſache zu dieſer Marſchordre 
iſt hier noch nicht bekannt geworden, indem uns nähere Nachrichten 
aus Memel fehlen; jedenfalls wird in dieſen Tagen das Erforderliche 
zur Kenntniß gelangen und mitgetheilt werden. (K. H. Z.) 

Bonn, 29. März. [Landwehr.] Es iſt von hier berichtet, 
daß Aeußerungen eines hieſigen Landwehrlieutenants, die derſelbe ge» 
ſprächsweiſe in dem Lokale der geſchloſſenen Leſe- und Erholungsge⸗ 
ſellſchaft gethan hatte, von einem andern hieſigen Landwehrlieutenant 
und einem activen kölner Premierlieutenant, der dort als Gaſt einge: 
führt war, weiter verfolgt worden ſeien. Der Denuncirte iſt der Berg⸗ 
ingenieur Dr. Gurlt, die Denuncianten ſind der Notariatscandidat 
Schüller, Sohn des hieſigen Notars Schüller, und der Lieutenant 
Nücker aus Köln. Der Letztere war früher aus der Linie getreten, 
beabsichtigte dann im Jahre 1859 während des Krieges in öſterreichi⸗ 
ſche Dienſte zu treten, trat aber ſchließlich wieder in die preußiſche 
Armee ein. Schüller hat es vorgezogen, ſeinen Austritt aus der Leſe⸗ 
und Erholungs⸗Geſellſchaft freiwillig zu erklären. Die Aeußerungen 
des Dr. Gurlt laufen im Weſentlichen darauf hinaus, daß er eine 
ſung als für die modernen Staaten 
zuträglichfte bezeichnete; außerdem hatte er ſich gegen die Theorie vom 
unbedingten Gehorſam ausgeſprochen. 


München, 29. März. [Die Königin von Neapel] it aus 
ihrer Zurückgezogenheit im Schloſſe zu Biederſtein hervorgetreten und 
macht jetzt täglich Beſuche. Zur Abreife nach Rom werden bereits die 
nöthigen Vorkehrungen getroffen. 

Karlsruhe, 28. März. [Das Vorparlament.] In meh⸗ 
reren Blättern, unter anderen auch in der „Kreuzzeitung“ wird das 
Gerücht von einem beabsichtigten Vorparlament kolportirt. Die 
„Karlsr. Ztg.“ ſagt bei Gelegenheit einer Polemik gegen eine frank⸗ 
furter Korreſpondenz, die gejagt hatte, Herr v. Roggenbach ſcheine das 
angeblich projectirte Parlament unter feine Fittige nehmen zu wollen: 
„Die badiſche Regierung verlangt vor Allem für Deutſchland eine Re⸗ 
gierung, die fähig ift, einen einheitlichen Willen zur Geltung zu brin⸗ 
gen, zu ihrer Unterſtützung ein die deutſche Nation würdig vertretendes 
Parlament und damit Macht und Sicherheit für den Einzelnen, wie 
für das Ganze. Unerſchütterlich in dem Streben, das Ziel in guten 
wie in ſchlimmen Tagen zu verfolgen, würde ſie bis zu ſeiner Errei⸗ 
chung die vollkommenſte Entwickelung der ſtaatlichen Verhältniſſe des 
Heimathlandes jedem Verſuche vorziehen, in die nach einem Prinzip 
konſequent ausgebildete Bundes verfaſſung Inſtitutionen einzufügen, welche 
ihrem Weſen fremd und widerſprechend ſind. Damit fällt für ſie aber 
auch die Möglichkeit hinweg, mit Vorparlamenten oder mit Verhand⸗ 
lungen ſich zu befreunden, wie der Reformverein fie jüngſt in Schwung 
zu bringen verſucht.“ 


Oeſter reich. | 
Wien, 30. März. [Die Vereinigung Oeſterreichs mit 


den Weſtmächten in der polniſchen Frage.] Die „Preſſe“ 
ſchreibt: Es haben in den letzten Tagen im Palais auf dem Ball⸗ 


platz Conferenzen zwiſchen dem Grafen Rechberg und den Vertretern 


der Weſtmächte ſtattgefunden, und wir glauben recht unterrichtet zu 

ſein, wenn wir annehmen, daß die Betheiligung des Wiener Kabinets 

an den in Petersburg zu Gunſten der Polen Seitens der Weſtmächte 

vorbereiteten Schritten zur Stunde eine bereits entſchiedene Sache iſt. 
Wie wir hören, handelt es ſich hierbei nicht um einen Kollektioſchritt, 

ſondern um ſogenannte identiſche Noten, welche von den Vertretern 

der drei Mächte dem ruſſiſchen Miniſter des Auswärtigen gleichzeitig 

überreicht werden ſollen. Die beſondere Stellung Oeſterreichs, welche 

bei der Wichtigkeit ſeiner Mitwirkung von dem franzöſiſchen und bri⸗ 

tiſchen Kabinete im vollſten Maße berückſichtigt wurde, hat die Styli⸗ 

ſirung der identiſchen Noten ſehr erſchwert, doch ſoll man ſich ſchließ⸗ 

lich darüber geeinigt haben, der ruſſiſchen Regierung die ſchleunige 

Einführung „zeitgemäßer Reformen“ im Königreich Polen in der 

dringendſten Weiſe zu empfehlen. Von ruſſiſcher Seite ſind große 

Anſtrengungen gemacht worden, die zwiſchen Wien, Paris und Lon⸗ 
don ſchwebenden Unterhandlungen zu durchkreuzen und den identiſchen 

Schritt der drei Mächte, namentlich aber den Anſchluß des Wiener 

Kabinets an die Weſtmächte zu vereiteln, und dieſem Umſtande wird 

es auch zuzuſchreiben ſein, wenn Fürſt Gortſchakoff den Vertretern 

Frankreichs und Englands vor einigen Tagen jene beruhigenden 

mündlichen Erklärungen gab, über deren Inhalt aus Berlin berichtet 

wurde. Aber es ſcheint, daß die Verſicherungen des Fürſten Gort⸗ 

ſchakoff in den Augen der Kabinete viel von ihrem Werthe verloren 

haben, da man es demungeachtet für nöthig hält, die diplomatiſche 
Action eintreten zu laſſen. Neben der Verſtändigung zwiſchen Oeſter⸗ 

reich und den Weſtmächten über die identiſchen Noten iſt auch noch 
eine andere Verhandlung zwiſchen Wien und Paris in der Schwebe, 

nachdem Frankreich ſich bereit erklärt hat, die von Oeſterreich beab⸗ 
ſichtigten Reklamationen bezüglich der Rechtsanſprüche der katholiſchen 
Kirche in Polen nachdrücklich zu unterſtützen. England, als proteſtan⸗ 
tiſche Macht, hat es für paſſender gehalten, daß bei dieſer Frage die 
zwei katholiſchen Großmächte allein vorgehen. Wir brauchen wohl 
auf die Bedeutung dieſer Nachrichten nicht hinzuweiſen. Hat einer⸗ 
ſeits der Anſchluß Oeſterreichs an die Weſtmächte ſicher Rußland 
gegenüber viel zur Milderung der anfänglich in Paris und London 
beabſichtigten Einwirkung beigetragen, ſo verleiht andererſeits die Be⸗ 
theiligung Oeſterreichs dieſem Schritte ein großes Gewicht und wird 
dadurch der auf Rußland auszuübende Druck in ſehr empfindlicher 
Weiſe potenzirt, ganz abgeſehen von der ſchwer wiegenden Thatſache, 
daß Oeſterreich, mit den Weſtmächten im Einverſtändniß, ſich ganz 
auf Seite der thatſächlich berechtigten Anſprüche eines grauſam untere 
drückten Volkes ſtellt. 

Italie n. 


* Turin, 25. März. [Farini.] Im Befinden Farini's iſt 
einige Beſſerung eingetreten. Man wird ihn wahrſcheinlich von Suſa 
nach Novaleſa bringen, um die dortige reine und gute Luft auf ihn 
wirken zu laſſen. Es heißt, die Regierung wolle ihm, wie früher Herrn 
Paleocapa, eine Penſion bewilligen. 


Frankreich. 


* Paris, 29. März. [Stand der diplomatiſchen Action.] 
Der (ruſſiſche) „Nord“ hebt an der Spitze ſeines Bulletins hervor, daß 
das Dunkel, welches die diplomatiſche Behandlung der polniſchen Frage 
umgiebt, immer undurchſichtiger wird. Die Sprache der Blätter, 
welche zuerſt ſo große Hoffnungen an die Miſſton des Fürſten Metternich 
geknüpft, wird immer unſicherer, und während man in einigen poli⸗ 
tiſchen Kreiſen von einer Conceſſion spreche, wolle man in anderen 
wiſſen, daß Frankreich nun Vorſchläge in London und Wien gemacht; 
ferner behaupte man, Frankreich habe durch eine Depeſche an den 
Herzog von Montebello ſeine Auffaſſung der polniſchen Frage in Pe⸗ 
tersburg ſchon mitgetheilt. Außerdem behaupte man, Hr. v. Bismarck 
werde nächſtens auch ſein Olmütz haben und ſich zu Füßen des Hrn. 
v. Rechberg demüthigen müſſen. „Dies find Uebertreibungen, die nicht 
verdienen, widerlegt zu werden.“ b 


Großbritannien 


London, 28. März. [Affaire „Peterhoff.“] Heute if 
Alles über die Angelegenheit des von dem amerikaniſchen Commodore 
Wilkes weggenommenen Schiffes „Peterhoff“ wieder beruhigt. Mit 
dem Poſtdampfer, der heute von Liverpool nach Newyork abgeſahren 
iſt, gehen Inſtruetionen an unſern Geſandten in Waſhington und ſehr 
eindringliche Vorſtellungen Lord Ruſſell's an Herrn Seward ab, den 
Admiralen und Capitänen der Union gemeſſenere Verhaltungsbefehle zu 
ertheilen, damit durch willkürliche Rechtsverletzungen nicht unnöthige 
Veranlaſſung zu Klagen und Verbitterungen entſtänden, die das freund⸗ 
ſchaftliche Einvernehmen auf bedauerliche Weiſe gefährden könnten. 
Lord Ruſſell ſpricht die Ueberzeugung aus, daß die Admiralitätsgerichte 
der Union das rechtswidrige Verfahren des Commodore Wilkes nimmer 
gutheißen und die gebührende Entſchaͤdigung moͤglichſt raſch bewilligen 
werden. Die Depeſche iſt freundſchaftlich, aber, wenn ich recht unter⸗ 
richtet bin, ſchärfer ſiyliſtrt als irgend eine, die Lord Ruſſell bisher 
nach Waſhington geſchickt hat. 


Ruf lan d. 


St. Petersburg, 28. März. [Die biefige Adels ver⸗ 
ſammlungl hat ſich für die Zulaſſung aller Klaſſen in die neue 
Provinzialvertretung ausgeſprochen und ſomit das Minoritätsgutackten, 
wonach der Bauernſtand, weil „ungebildet“, auszuſchließen ſei, ver⸗ 
worfen. Indeß wurde doch für die Präponderanz des Adels noch hin⸗ 
länglich geſorgt; außer den Virilſtimmen, welche den Beſitzern großer 
Güterkomplexe zuſtehen ſollen, wird auch der übrige Adel feine Vertre⸗ 
ter nach einer gewiſſen Kopfzahl wählen, während die Bauerngemeinden 
für je einen (wolost) Bezirk, ohne Rückſicht auf die Bevölkerungs⸗ 
Zahl, einen Deputirten ernennen. Auch noch eine andere Konzeſſton 
wurde dem Adel gemacht oder vielmehr machte die Adelsverſamm⸗ 
lung ſich ſelbſt. Die Commiſſton hatte nämlich vorgeſchlagen, der 
Präſident ſolle von der Verſammlung gewählt werden, während nach 
dem Regierungsprojekt der jeweilige Adelsmarſchall rechtmäßiger Prä⸗ 
ſident iſt. Die Majorität ſtimmte letzterem Modus bei. Daß übri⸗ 
gens das. Votum der hieſigen Adelsverſammlung nicht ohne Einfluß 
auf die endgiltigen Beſchlüſſe der Regierung bleiben full, geht ſchon 
daraus hervor, daß Herr von Walujew, der Miniſter des Innern, 
ſeine definitiven Vorſchläge über dieſe Angelegenheit, welche er ver⸗ 
gangene Woche dem Reichsrathe hätte unterbreiten ſollen, bis nach 
Schluß der Adelsverſammlung verſchoben hat. (N. 3.) 

Unruben in Polen. 

Krakau, 30. März. Der britiſche Legationsſekretär Mounty iſt 
heute von Wien hier eingetroffen, um Erhebungen wegen der Miß⸗ 
handlungen Finkenſione's zu pflegen. Er geht deshalb auch nach Gie⸗ 
bultoff (wo eben jene Miß handlungen ſtattgefunden haben). 

Krakau, 31. März. Im Lublinſchen hat ſich ein neues In⸗ 
ſurgentencorps unter Praszyll gebildet. Lelewel hat ſich mit dem 
Reſte der Schaar von Czechowski vereinigt. — In Warſchau find 
zahlreiche Verhaftungen vorgenommen worden. (Of, 3.) 
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chen; ein Infanteriſt erſchlug beim Weine drei Kameraden und ward 


des General⸗Commando's nicht wenig beigetragen. 


und feine Autorität hat manche Unordnung beſeitigt; deshalb ift 


2 durch unvermiſchte Franzoſen unmittelbar nach den reſp. Eroberungen. Uns 


Bergwerke mit neumodiſchen Maſchinen ausbeuten läßt, ſo lange, bis die 


von Kurzem plötzlich ein Abgeſandter des Mikado erſchienen und 


; läſtigt in Japan aufzuhalten, 1 
den ſei, fie aus dem Lande zu vertreiben. 


i ſtehe, und daß dem Reiche eine Revolution bevorſteht. 


nere W 
„ 


Poſen, 31. März. Der „Oſtd. Ztg.“ entnehmen wir die Nach⸗ 
richt, daß einer der Anhänger Mieroslawski's, der mit einem Packete 
Proklamationen, in denen Mieroslawski ſein Anrecht auf die Dictatur 
darzuthun verſucht, nach Warſchau reiſen wollte, in der Nähe von 
Czenſtochau von den Truppen Cieszkowski's aufgegriffen worden iſt, und 


dieſer bei dem Comite in Warſchau angefragt hat, was mit dem Men: 


ſchen anzufangen wäre. Der Zuzug aus Galizien wird mit jedem 
Tage ſtärker, der Partiſanenkrieg, der nach dem eigenen Urtheile der 
Ruſſen für fie der gefahrlichſte iſt, gewinnt aufs Neue an Ausbreitung. 
Jezioranski folgen in dieſen Tagen vollſtändig bewaffnete Trupps 
‚unter bewährten Führern. Wie uns gemeldet wird, werden dieſelben 
von Frankreich aus mit Waffen und Offizieren verſehen, die einen un⸗ 
beſtimmten Urlaub haben. Leider ſoll Mieroslawski gerade unter die⸗ 
ſen letzteren viele Freunde haben. 

2 Myslowitz, 31. März. Heute hier eingegangene Briefe 
zuverläſſiger Kaufleute aus Lublin und Siedlec melden das Her- 
anrücken bedeutender ruſſiſcher Truppenmaſſen aus dem 
Innern. 

Skalmierzyee, 31. März. [Inſubordination unter 
den Ruſſen.] Es iſt ſchon ſo viel von der Inſubordination der 
ruſſiſchen Truppen in den öffentlichen Blättern die Rede geweſen und 
ein Faktum, welches bei Konin ſich ereignete, liefert einen fernern 
Beweis dafür. Als dort nämlich vor einiger Zeit nach einem harten 
Kampfe, und nachdem die Inſurgenten wegen der inzwiſchen angelang⸗ 

ten Verſtärkung der ruſſiſchen Truppen, mit Zurücklaſſung ihrer Todten 
und Verwundeten in die Wälder ſich zurückgezogen hatten, fielen die 
Ruſſen über die Unglücklichen her, ermordeten was noch nicht todt war, 
und plünderten ſie aus. Die Nachricht über dieſe Ungebühr, welche 
bald zu den Ohren des Commandeurs der Truppen, Fürſten Witt⸗ 
genſtein, gelangte, und die dieſer keinesweges rechtfertigte, hatte zur 
Folge, daß das Militär ſogleich unters Gewehr treten mußte, um die 
Zwei dieſer raubgierigen 
Ruſſen aber widerſetzten ſich entſchieden den gegebenen Befehlen unter 
Drohungen gegen ihre Vorgeſetzten. Die gerechte Strafe iſt ihnen hier 
für bald geworden, ſie wurden zur Warnung für die Anderen vor 
der Front der Truppen erſchoſſen. 
In Warthe, ſo erzählte man heut, wurden vor einigen Tagen 
der Bürgermeiſter und zwei andere ſtädtiſche Beamte verhaftet und nach 
Kaliſch eingebracht, ohne daß die Veranlaſſung hierzu bekannt ge: 


worden; fie waren durch einen dortigen Schmied denuneirt, der als 


Spion bekannt und den der Strick ſchon längſt verfolgt. 

O Guttentag, 31. März. [Treffen.] Zwei zuver⸗ 
läßige Handelsleute aus Ruſſiſch⸗Polen erzählen, daß am verfloſſenen 
Donnerſtag die Inſurgenten in Rados zewitz bei Dzaloſchin ver: 
ſammelt waren. Die Ruſſen, hiervon benachrichtigt, rückten auf Ra⸗ 


doszewitz vor, nahmen von den vielen Hunderten gegen 55 Polen 


gefangen, worunter eine Weibsperſon, militäriſch gekleidet, war (vergl. 
im heutigen Morgenblatt: Bodzanowitz), lieferten dieſelben in der Kreis⸗ 
ſtadt Wielun ab, mit 20 Pferden, einigen Gewehren und circa 300 
Siedemeſſern. Unter den Pferden befanden ſich 3 prächtige Schimmel 
im Werthe von 5000 Gulden. Ebenſo wurden 3 Fahnen, von denen 
eine ſehr ſchön mit Gold geſtickt war, abgenommen. Ein polniſcher 
Oberſt Namens Czerstkowski, welcher der Gefangennahme nahe 
war, ſoll die Flucht ergriffen haben, indeß nach halbmeiliger Verfolgung 
von den Ruſſen frei gelaſſen worden fein., f a 
Griechenland. 

Athen, 21. März. [Soldateska.] Die Zabl der Offizier 
und Unteroffiziere beträgt gegenwärtig im griechiſchen Heere ungefähr 
die Hälfte des geſammten Truppenſtandes, nämlich 4000. Vor dem 
Aufſtande von Nauplia gab es blos 200 Unteroffiziere; jetzt zählt z. B. 
die Artillerie allein eben ſo viele Offiziere als Soldaten. Ferner giebt 
es 50 Marine⸗Commiſſare 1. Klaſſe, von denen blos einer im aktiven 
Dienſte ſteht. Die Zügelloſigkeit der Soldaten in der Hauptſtadt nimmt 
zu. Ein Unteroffizier tödtete vor Kurzem eine Frau; einige Soldaten 
verſuchten Nachts in das Gewölbe eines reichen Kaufmanns einzubre⸗ 


hierauf ſelbſt getödtiet. Auch Duelle werden unter den niedern Offi⸗ 
zieren und den Unteroffizieren ziemlich häufig, fallen jedoch meiſt unblu⸗ 
tig aus. Zur Verminderung der Disziplin hat auch die Abſchaffung 
Oberſt⸗Lieutenant 
Papadiamantopulos war bei den Soldaten beliebt und gefürchtet, 


auch die öffentliche Meinung über feine Entfernung hoͤchſt ungehalten. 
Die Kaufleute von Athen und vom Piräeus haben eine Petition an 
die National⸗Verſammlung um Wiedererrichtung des Poſtens eingereicht. 
Dieſelben erbieten ſich, die Koſten zu tragen, falls die Einziehung des 
Poſtens aus financiellen Gründen erfolgt ſei. 
f Amerika. a 

Mexiko. [Die 6 Im Gegenſatze zu dem vor Kurzem 
aufs und raſch wieder untergetauchten Gerüchte, daß Kaiſer Napoleon an ein 
Aufgeben der mexikaniſchen Expedition denke, heißt es 7 daß Mexiko, nach 
glücklich erfolgter Einnahme ſeiner Hauptſtadt, ſich auf eine mindeſtens drei⸗ 
jährige franzöſiſche Beſatzung gefaßt machen müſſe. Nicht ſowohl Be 
amuser les bons citoyens, wie es bei der Garniſonirung von Nizza hieß, 
als um die Kriegskoſten herauszuſchlagen und „einen geregelten Zuſtand“ 
dauernd zu begründen, — zwei ſchwere Aufgaben, die ſich da Frankreich 
ftellt! Gelingt ihm die Löſung der zweiten nicht ganz, jo wird Herr Fould 
der Erſte ſein, der ſich tröſtet. Um aber das viele Geld wieder hereinzu⸗ 
bringen, hat er angeblich folgenden dien entworfen: Beſatzung von vier 
Hauptpunkten; 1) von Vera⸗Cruz durch die ägyptiſchen Silfätruppen, denen 
das gelbe Fieber nichts anhaben oder, wenn es Gottes Wille iſt, auch an⸗ 
haben kann; 2) von Ortzaba durch eine gemiſchte franzöſiſche und franzböſiſch 
geſinnte mexikaniſche Garniſon; 3) von Puebla und 4) von Mexiko, beide 


den reſp. Eroberungen wird ferner eine Proklamation im be⸗ 


h 70 5 . 
n in welcher die Mexikaner aufgefordert werden, 


Befreierſtyle erlaſſen, i ' 
Kin im Sten der franzöſiſchen Bayonnette eine würdige Regierung zu 


fi T von e, nud; 
ählen. Sit dies geſchehen, wird beſagter Regierung die Kriegskoſten⸗Rech⸗ 
25 le. Obwohl bei letzterer doppelte Kreide nicht zugelaſſen wird, 
fo wird fie doch vorausſichtlich zu groß fein, um beglichen werden zu lönnen, 
worauf Frankreich die Verwaltung der Zollämter übernimmt und die reichen 


Kosten herein find. Und — fo hätte es im Programme noch heißen müſſen 


— ſo lange Amerika oder ein anderer Störenfried keinen Strich durch die 
Rechnung macht. ö 
Aſien. 
Hongkong. (Japaneſiſche Zuſtände.] Der politiſche Horizont 


Japans umzieht ſich mit immer büftereren Wolken. Aus Yokohama wird 
dom 24. Jan. gemeldet, daß der fortdauernden Auswanderung der Daimios 
aus Jeddo ſich nun auch die Krämer und Handwerker nachziehen, wie alle 
anderen von den höheren Ständen abhängige Klaſſen, und daß es in dem Ber: 
bältniſſe wie Jeddo abnimmt, Miako an Umfang und Reichthum wächſt. 
In letzterer Stadt ſind Raufereien und ſelbſt Todtſchläge unter den bewaff⸗ 
neten Dienern des mächtigen Adels nicht ſelten, und es ſteht feſt, daß man 
das Anſehen des Taikün dort offen mißachtet. In Jeddo ift, wie 1 Tagt, 
warum er noch immer den Ausländern erlaube, ih unbe: 
während er doch wiederholentlich ermahnt wor⸗ 
Wahr oder falſch, man glaubt 
daß der Mikado unbedingt auf der Vertreibung der Fremden be⸗ 
Die japaniſchen Ge⸗ 
ga Je e 
„weigerten aber ſchlechterdin nach Jeddo zu be „ 
vorher in Nangafati anzurufen. ee " (Ximeg.)' 
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Taikun gefragt, 


allgemein, 


Herr Theod. Oelsner Ponte über das Leben 


— 084 


Breslau, 1. April, [Diebftähle] Geſtoblen wurden: Büttnerftrahe | felten über 4%. Das Geſchäft, das neben der Re 


Nr. 9 circa 12% Thaler baares Geld und zwei Portemonnaies; Matthias: 
Straße Nr. 75 ein dunkelblauer Tuchrock, ein Paar Halbſtiefeln, vier Thaler 
baares Geld und ein Schlüſſel. x 
Verloren wurde: ein Geſindedienſtbuch auf die unverehelichte Louiſe 
Hampel lautend. 
[Hundefang.] Im Laufe letztverfloſſener Woche find hierorts durch 
Scharfrichterknechte? Stück Hunde eingefangen, worden. Davon wurden 
ausgelöſt 5, getödtet —, die übrigen 2 Stück dagegen noch am 30ſten d. M. 
in der Scharfrichterei in Verwahrung gehalten. (Pol.⸗Bl.) 


[Feuer.] Geſtern Abend in der elften Stunde gerieth in dem Haufe 
Fiſchergaſſe Nr. 16 die Düngergrube wahiſcheinlich durch hineingeworfene 
noch glühende Aſche in Brand. Erſt der anhaltenden Arbeit der herbeige⸗ 
holten Feuerwehr am Nikolaiplatz gelang es, das Feuer zu bewältigen. 


[Dr. Rudolf Gottſchall] verläßt, wie die „Poſ. Ztg.“ berich⸗ 
tet, mit ſeiner Familie am 1. April die Stadt Poſen, in welcher er 
über ein Jahr gelebt hat. Er geht nach feinem geliebten Schleſten 
zurück, gedenkt aber erſt eine größere Reiſe nach dem klaſſiſchen Lende 
der Kunſt, Italien, zu unternehmen. „Das geiſtige Leben unſerer 
Stadt,“ ſo ſchließt das genannte Blatt ſeine Meldung, „erleidet einen 
herben Verluſt durch den Fortgang des verehrten Mannes, und wir 
glauben im Namen der vielen Freunde des Dichters zu handeln, wenn 
wir ihm an dieſer Stelle ein herzliches Lebewohl zurufen.“ 


Aus dem Kreiſe Meſeritz, 27. März. [Eiſenbahn. — Einrich⸗ 
tung der Poſtwagen.] Die Eiſenbahnfrage, welche unſeren Kreis ſo leb⸗ 
haft berührt, iſt jetzt in ein neues, entwickelteres Stadium getreten; den Be⸗ 
mübungen des Fürſten Hohenzollern⸗Sigmar egen, welcher bekanntlich zwiſchen 
Schwiebus und Kroſſen mit einem ſehr bedeutenden Grundbeſitz angeſeſſen, 
iſt es nämlich gelungen, bei der Staatsregierung nunmehr die Beſtimmung 
der Eiſenbahnlinie durchzuſetzen. Die Linie wird von Schwiebus auf Braetz 
gehen, unſern Kreis ſodann weiter zwiſchen den Dörfern Groß⸗Dammer, wo 
der Graf Schwarzenau angeſeſſen iſt, und Royſen ſchneiden und ſodann un⸗ 
fern bekannten Hopfenort Neutomysl berühren. Leider bleibt nunmehr der 
berühmte Ort Tirſchtiegel außerhalb der Route und in tiefe Melancholie ſind 
gegenwärtig verſunken die Gemüther der Alt⸗ und Neu Tirſchtiegler durch dieſe 
ungeahnte Wendung des Eiſenbahnprojektes, da fie bis jetzt, auf künftige 
Größe der beiden Schweſterſtädte hoffend, es als ausgemacht betrachteten, daß 
die Städte durch die Linie berührt werden würden. In Schwiebus ſind bereits 
die betreffenden Conducteure eingetroffen, um die betreffenden Vorarbeiten zu 
beginnen. Da ich gerade von Schwiebus rede, muß ich Ihnen erzählen von 
einer neuen wunderbaren Einrichtung, welche die Poſtbehörde dort getroffen hat. 
Zwiſchen Schwiebus und Frankfurt ſind nämlich wegen des großen Perſonen⸗ 
verkehrs, welcher zwiſchen beiden Orten herrſcht, jetzt ſechsſitzige, in zwei Coupe's 
getheilte Poſtwagen eingerichtet; das erſte Coupe iſt nun derartig unpraltiſch 
angebracht, daß es ſich unmittelbar über den Vorderrädern des Wagens be⸗ 
findet, ein Ausſteigen für Damen iſt ſonach eine Unmöglichkeit. Was that 
aber nun die Boftb 
allen Stationen zwiſchen Frankfurt und Schwiebus ein Gerüſt bauen, beſte⸗ 
hend aus einer Leiter von acht Stufen und mit Hilfe dieſer Leiter müſſen die 
Damen den Verſuch machen, über die Vorderräder fort aus dem königlichen 
Poſtwagen heraus- und in denſelben hin einzuklettern. Die Poſtverwaltung 
begnügte ſich indeſſen mit dieſer Vorſicht nicht, ahnend ſagte ihr ein dunkles 
Gefühl, daß wenn einer Dame das Wageſtück wirklich gelungen, in das Vor⸗ 
dercoupe zu gelangen, fie dort, wenn nicht mit zerſchmerterken Gliedern, jo 
doch mit zerrütteter Toilette ankommen mußte. Sorglich brachte deshalb die 
ſorgende Behörde in dem Vordercoupe einen großen Spiegel für die Damen 
an, um fofort nach dem Einſteigen die Wirkungen des gefahrvollen Kletterns 
beurtheilen zu können. Der Mittelplatz hat hierdurch ferner den Vorzug, daß 
man ſein liebes „Ich“ auf dem ganzen Wege zwiſchen Frankfurt und Schwie: 
bus ſich vorgeſpiegelt ſieht. Was die Reife natürlich in der ohnehin fo 
romantiſchen Gegend, namentlich bei Sonnenbeleuchtrug noch viel romanti: 
ſcher macht. (Oſtd. Z.) 


. Breslau, 31. März. * aefkir 


Im Handwerker⸗Verein!] hielt geſtern 

ö Joſ. Gaäribaldi's . Der 

ewünſchte Vortrag üher das Steuerweſen wird im A Vierteljahr ſtatt⸗ 

2 — Hierauf erledigte Herr Dr. Eger wieder eine Anzahl mediziniſcher 
agen. . 8 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftand bei 0 Ord. Luft | Wind⸗ 4 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ ter Tempe⸗ richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur, [ bometer.] ratur. Stärke. 
Breslau, 31. März 10 Ul. Ab.] 334,40 | +0,6| N. 2. Heiter. 
1. April 6 U. Morg.] 335,19 | 3,0 NW. I. Heiter. 


Breslau, I. April [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 9 8. U.⸗P. 3 F. 73. 


Breslau, 31. März. [Wollbe richt] Zu ebenſo reducirten Preiſen 
wie im Februar, wurde das Wollgeſchäft in dieſem Monat, wenn auch bei 
größeren Umſätzen, fortgeſetzt. Die Verkaufe betrugen circa 5300 Centner, 
beſtehend aus polniſchen, preußiſchen, poſenſchen, ſchleſiſchen Wollen und 
ruſſiſchen Rüden: und Fabrikwäſchen Käufer waren Kammgarnſpinner aus 
Thüringen und Sachſen, auch die hieſige Kammgarnſpinnerei, ſowie Tuch⸗ 
fabrikanten und Wollhändler aus den nächſtgelegenen Fabrikdiſtrikten. Von 
ruſſiſchen Rücken⸗ und Fabrik⸗Wäſchen, fo wie von polniſchen, preußiſchen 
und poſener Wollen iſt das hieſige Lager immer noch reichhaltig und bleiben 
Inhaber zum Verkauf äußerſt willig. 5 

Die Handelskammer. Eommiſſion für Wollberichte. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 31. März Nachm. Uhr. Die Spekulanten waren unentſchloſ⸗ 
ſen. Die Zproz. eröffnete zu 69, hob ſich auf 69, 40 und ſchloß in feſter 
Haltung zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 927 eingetroffen, 
Schluß⸗Courſe: Jproz. Rente 69, 45. 3 prog. Rente 96, —. Italie⸗ 
niſche 5proz. Rente 71, 50. Zyrz. Spanier 50. lprz. Spanier —. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Akiien 506, 25, Eredit⸗mobilier⸗Aktien 3332, 50. Lomb. 
Eiſenbahn⸗Altien 596, 25. Deſterr. Credit⸗Akilen —. N 

Vondon, 31. März, Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. Wetter ſchön. 
Conſols 92%. Iproz. Spanier 46%. Mexikaner 32%. Sarvinier 83%, 
5proz. Ruſſen 91. Neue Ruſſen 94%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% 
Sch., Wien 11 Fl. 45 Kr. 8 
fällige Dampfer aus Weſtindien iſt eingetroffen. 
Aien, 31. März, Mitt. Uhr 30 Minuten. Börſe ſeſt. ro 
Metall, 75, 75. 4 proz Metall, 67, —. 1854er Looſe 93, —. Bank 
Aktien 796. Nordbahn 182, 8), National⸗Anleihe 81, 20. Staats⸗Eiſenb. 
Aktien⸗Cert. 224, 50  Grebitaltien —, —. London 112, 10. Hamburg 
84, 20 Paris 44, 25. Gold , —, Silber „. Bohmiſche Welt: 
8 5 ge L dardiſche Eiſenbahn 266, — Neue Looſe 136. —. 
1860er Looſe 94, 70. 1 

Frankfurt a. M., 31. März, Nachm. 2 Uhr 50 Minuten. Oeſterrei⸗ 
chiſche Effekten bei ziemlich belebtem Umſatz behauptet. — Die Ultimo⸗ 
Regulirung geht leicht von ſtatten. — Böbmiſche Weſtbahn 73%. Finn⸗ 
ländiſche Anleihe 91%. Schluß ⸗Courſe: Lupwigsgafen⸗Berdac 143. 
Wiener Wechſel 104%. Darmſtädter Banlaktien 26, Darmſt. Zettelbant 
256. Sproz. Metallig, 66. proz. Metallig 58%. 1854er Looſe 80%. 
Oeſterr. National⸗Anleihe 71. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 236. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 833. Oeſterr. Credit Aktien 221%. Neueſte öſterr. 
Anleihe 84%. Oeſterreich. Clifabet⸗Bahn 183%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%. 
Mainz⸗Ludwigshafen Liv. A, 130%. 4 9 

Hamburg, 31. Mätz, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Feſt bei 
mäßigem Geſchäft. — Sinnländijde Anleihe 90%. — Schluß⸗Cpurſe: 
Narional⸗Anleibe 71%. Veit Credit⸗Kttien 90% ex Div, Vereinsbank 103%, 
Nordd. Bank 106%. Rheiniſche 100%. Mardonrm 65% Disconto 2%. 
Wien 85, 87. WBeteräburg 31%, 5 

Hamburg, 31. März [Gerreidemarkt.) Weizen loco und ab aus: 
wärks unverändert. Roggen doo wenig Geſchäft, ab Danzig pr. April⸗Mai 
70 Thlr. 858 Oel pre. Mai 32x — 4, pr. Okt. 29%. Kaffee ohne be: 
langreiche Umſätze. 5 

eee 31. März. [Baumwolle.] 5,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe feſt. 2 185 

erlin, 31. März. Sbgleich die Börſe überwiegend der Meinung ift, 

daß die in Paris in — geht Baiſſe nicht aus realen Verhältniſſen, fon. 
dern aus Manövern der Reactionspartei entſpringt, jo konnte doch der Cours: 
rückgang in Paris nicht ganz ohne Wirkung bleiben. Bei der vorherrſchenden 
Hauffe » Dispofition der Börſe war dieſe Wirkung allerdings nur ſchwach. 
Dennoch trug die Zurückhaltung der Käufer, welche jedenfalls, den Ausgan 
der Liquidationen anzuwarten entſchloſſen ſchienen, dazu bei, auf die Courſe 


— 


faſt aller Effekten zu drücken. Die Coursnachläſſe find jedoch nicht bedeutend, 


ehörde, um dieſem Uebelſtande abzuhelfen — fie ließ auf 


* ſtattſand war, 
wie ſich ſchon aus dem Dargeſtellten ergiebt, durchaus a und die Regu⸗ 


lirung 


lirung ſelbſt ging weniger ir vor ſich als geftern. Mit großer e 
wurden in hervortretender Weiſe nur gehandelt Genfer Eredit- und Mecklen⸗ 
burger Eiſenbahnactien. Der Geldmarkt blieb in der geſtern bezeichneten 
Poſition, Disconten 3% Brief, Report etwas geſpannter. Uebrigens war die 
Phyſiognomie der Börſe am Schluſſe weſentlich günſtiger, und beſonders für 
oͤſterreichiſche Effecten ein bis dahin ganz vermißter ſpeculativer Begehr zurück ⸗ 
gekehrt. ' (B. u 9.3.) 


Berliner Börse vom 31. März 1863. 


a a . : ae De EEE 
f „Fonds- und Geld-Course. Elsenbahn-Stamm-Aotlen. 
reiw. Staats-Anl. . . 4½ 101, bz Dividende pro 1861 1862 Ef. 
Staats-Anl. von 18595 |106% ba. Aachen-Düsseld.| 3% 343% 90 etw. bau 
dito 1850, 524 |93% tz. Aachen-Mastrich| 0 | 0 3% 12 
dito 1854 405 1017. bz Amsterd.-Rottd. | Br) 6.4 (09 b 
dito 1855/41, 1013, ba Berg.-Märkische | 64% 6724 1091, bz 
dito 1856 41, 1101 %, ba. Berlin-Anhalk. . 8% — 4 143 5 
dito 1857 4% 0 % P. Berlin-Hamburg 6 | 6%|4 143 br. 
dito 1859/4141101 ½ bz. Berl.-Potsd.-Mg. 11 |14 4 19% oz 
dito 18534 99½% B. Berlin- Stettin.. Tr] — 4 139 dz. 
Staats-Schuldscheine. 3 ½ 89%, ba Böhm. Westb...| — — 5 74 bs. 
Präm.-Anl. v. 1855 „31211297, bz Breslau-Freib...| 67%| 8 |4 [136% bz 
Berliner Stadt-Obl. 44103 B Cöln-Minden 12% — [3141180 etw. br. 
« Kur- u. Neumärk. 205 91% ba, Cosel-Oderberg .| 0 1,14 66 % d. 
Pommersche. 301 ne. dito St.-Prior.] — | — 4½ 95 B. 
5 Posens che 4.10% de. dito dito —— 6 97 6. 
2) dito . % 5 Ludwigsh.-Bexb.| 8 9. 4 143 ½ G. 
5] dito neue 4 97 ½ bz Magd.-Halberst. 22½ 25 ½ 4 200 8. 
Schlesische . . . . 3½ 95 bz. Magdb-Leipzig. 17 — 4 47 8. 
3/ Kur- u. Neumärk. ( 4 90 bz. Mgdb.-Wittenbg.] 1½ — 4 |64% da. 
(Pommersche. . 4 199% Iız Mainz-Ludwigsh| 7 | — 4 |127 & 127%, bs, 
E \Posensche....... 4 197% br Mecklenburger. ] 2%| 2½ 4 70 a 70%, bez. 
= (Preussische......|4 1004, G Neisse-Brieger ..| 3 44 4 93 ½ bz 
3) Westph. u. Rhein. 4 100 9 Niedrschl.-Märk. 4 4 4 98% ba 
er 1 100 0 Niedrschl. Zwgb. 10 — 4 bz. 
Schlesische 4 1100 ½ G. Nord., Fr.-Wilh.| 3 | — 4 67 u. J bz, 
Louisd'or 109% G. | Oest.Bankn. 90 ½ bz. Oberschles. A. 210% 107% u jr En 
Goldkronen 9.6% G.|Poln. Bankn. -- dito 15 HN 104 305 155 4 145 — 
dito . u 2. 
Ausländische Fonds. Oestr. Fr. St-B..| 675) — 5 |195% b 
Oesterr. Metalliques .|5’ 68 0 Oest. südl. St.-B. 1 — 6 167 b. 
dito Nat. -Anl. iR 727% u. 3% ba. Oppeln-Tarn. ...|, f — 4 62% tz, 
dito Lott-A.v.60.5 84% a % bz Rheinische 5 — 4 102 b 
dito ler Fr-Anl. 4 62½% G dito Stamm-Pr. 5 ; — 4 105 ½ ba. 
dito Eisenb. U. . — 81 ½ bz Rhein-Nahebahn| 0 | — |4 32% br. 
Russ. Engl, Anl. 186215 93 ¼ d= Rhr. rf. K. GIdb. 310/395 J B. 
‚dito 4½ % Anl. . . 4,1911, B Stargard-Posen .| 4 | 524134109, bz 
dito Poln. Sch.-Obl. 4 83 Thüringer 62% 7/4 1130%½ b.. 


Bank- und Industerie-Papler. 


dito à 200 Fl. — 23% @. Preuss. Bank-A. | 4% 6% 4½ 129 etw 
Kurhess. 40 Thlr.. 57% b Berl. Kassen-Ver. 55 ssi 118 @. 
Baden. 35 Fl. Loose. — 1% etw. bz Dänziger Bank 85 2 m 
önigsberger 5 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotlen. | Posener „ 5 80% 97% 6 
Berg.-Märkische . 4. — -- Magdeburger „ 478 48804 G. 
dito . 4½ 100% bz. Braunschweiger 4 |4 4 80 b u. G 
dito IV. a —— Weimar „14 5 4 |91 etw. ba 
dito, Ml v.St. 3548.017088 K ba. Gothaer „ 45 5% 4 |92 . 
Cöln-Minden «+» a] - — Geraer „ 5 73/4 98½% 8 
dito II. 5 104 B. Thüringer „ 2 3 4 [66% 6 
dito 1 07 bz Hamb. Nordd.B.| 5% 6.4 04.0 
dito IIa |95 bz i Vereins-B. 550 644 102½ 6. 
dito 1½%%0 1 b. Hannoversche, 4% 6 4 199% d 
dito IV. A 04 b. Bremer „|.5# | 5 ja |106 etw. ba. u. G 
Cos.-Oderb. (win): 4 193 „. Luxemburger „ 10 10 4 [103 
dito 11.144, 1974, B Darmst. Zettelb. 85 | 9 4 [109% @. 
Niederschl.-Märk. 4 98 55 RK, — \ 
dito conv./4 98% B Darmst.Credb.A.; 5 6½ 4 941, bs 
dito III. 197% B » Leipz. Credb. A. 3 | — 4 |87% bs. 
ito IV. 4% 01 7.4 Meininger | — 4 97 etw. bz. 
Niederschl. Zweigb. 2 Coburger „3 8, 4 95, B. 
iet, G Med 5 101 G. Dessauer „0 0 4 |7% bz. 
Oberschles. 4. 4 99 B. Oesterreich. „| 7%] — [5 a% dba 
ao R 314874, @. Genfer . 2, — 4 157% 4 be, 
dito C. u. D. 4 197% B. Moldauer Lds.-B. 1,4] — [4 84% bau. G. 
o ! 3% 85 0 B. Disc.-Com.-Ant. | 6 | — 4 10% ba. u. G 
de RT 44, 101½ bs. Berl. Hand.-Ges.| 5 | — 4 10% d. 
Oest.-Franz..........13 281 or. Schl. Bank.-Ver.| 6 6 4 [102 B. 
Oest. südl. St.- B.. 3 264½ bu. 5 
Rhein. v. St. gar. 414 1011, E. ner 0 6 30% B. 
Rhein-Nahe-B. ür. 4 ½ 101 ie. Fbr.v.Eisenbbäf.| 6½ — !5 108%, bz u B. 
f g 13 Wechsel- Course. 
Amsterdam 10.43% ba. Auga burg 2 M. 88. 24 f. 
to „ M. 142K ba. Leipzig 8 T. 0% G. 
Hamburg AT. ies r e eee ee. 2 M. 00 bz. 
dito 111 ½ ba Frankfurt a. ... 2 M. 56. 46 d. 
London . M8. 21 bz Petersburg re 3 W. 101% b SM. 100 % b 
Paris 2 M80 bz. Warschau 8 T.|91 bz, 
Wien Österr. Währ. [s 7/30 % bz Bremen 8 T. 10 % d. 
dito. . . . J M89 bs. 


Berlin, 31. A Weizen loco 58-68 Thlr. nach Qualität, feiner 
bunter poln. 65% Thlr. ab Kahn bez. — Roggen loco 81—83pfd. 43% 
— 44 Thlr. ab Kabn bez., galiz. 42 Thlr. ab Bahn bez., ſchwimm. im K 

nal 1 Ladung S2pfd. 44 Thlr. bez., 8 44—43 “ Thlr. bez., rühjahr 
43% — , Thlr. 5 und Br. Thlr. Gld., Mai⸗Juni 44— 4 Thlr. bez., 
Juni⸗Juli 44% Thlr. bez., Juli⸗Aug. 44% Thlr. bez. — Gerſte, große 
und kleine 31—38 Thlr. pr. 1750 Pfd., kleine pomm. 33 Thlr. ab Bahn. 
— Hafer Ioeo 21—23 Thlr., Lieferung pr. März und März⸗April ohne 
Handel, Frühjahr 217 , — 7 Thlr. bez, Mai⸗Juni 22% Thlr. bez., 
Juni⸗Juli 22% Thlr. bez. — Erbſen, Kochwaare un a ‚ Suter 
terwaare 40—42 Thlr. — Sommerrübſen 108 Thlr. — 1 rer ab 
Kahn bez. — Rübdl loco 15% Thlr. Br., März 15% Thlr. bez., März⸗ 
April 15% Thlr. bez., April⸗Mai 15% — “ — % Thlr. bez., Br. und Gld., 
Mal⸗Junt 15% Thlr. Br., Juni⸗Juli 14% Thlr. Br., % Tblr. Old, Sept. 
Ditbr. 13 ½ / Tölt. bez. — Veind l eco 15% Thlr. — Spiritus 
oe ohne Faß 14, — 7 Thlr. bez., März und März⸗April 14% Thlr. 


Breslau, 1. April. Wind: Weit, Wetter: angenehm. Thermo⸗ 
meter Früh 244° Kälte. Der Geſchäftsverkehr zeigte am heutigen Markte 
keine weſentliche Aenderung, Angebote und Bene erhalten ſich in ens 
gen Grenzen. 

Weizen wenig beachtet; pr. B5pfo. weißer 65 —77 Sgr., gelber 66— 
72 Sor: feinſte Hen über Notiz bezahlt. — Roggen prelsbaltend; pr. 
Saipfd. 45—51 Sgr. — Gerſte behauptet; pr. 70pfd. weiße 39 40 Sgr⸗ 

elbe 34—37 Sgr. — Hafer ruhig; pr. 5Opfb, ſchleſiſcher 25—27 Sgr. — 

rbſen, Wicken und Bohnen ohne Frage. — Oelſaat en wenig ange 
boten. — Schlaglein ſchwach 9 484% aps kuchen vernachläſſigt; 48 
—51 Sgr. pr. Ctr. — Lupinen 40—45 Sgr. 


e Se. 3 

Weißer Weiden 647277 Wicke 55 —40—12 

2 — W ee PR Te 210 

enn — ! « .... za 

Gere 984, 2 2 . 84—37—4 Han ale a eat 250—270—285 

dale 2 de A . 24—26—28 Minter-Rübien ....- — 2 —— 

B 43—48 52 Sommer⸗Rübſen . . . 220 —240—260 

Rleeſaat beider Farben in feſter Haltung, — rothe ordinäre 8 ½ bis 


Telegraphiſche Depeſche. 

Paris, 1. April. Der „Moniteur“ meldet: Miniſter 
Magne iſt zum Mitglied des geheimen Naths ernannt. Ein 
Schreiben des Kaiſers an Mague ſagt, ein Zwiſchenfall, für 
den Magne nicht die Verantwortlichkeit trägt, läßt die Dis 
vergenz zwiſchen Fould und Magne über Finanzfragen noch 
mehr hervortreten. Der Kaiſer nehme daher die Demiſſion 
Magne's an, indem er ihm ein glänzendes Zeichen feines 
Vertrauens gebe. 

[Angekommen 11 Uhr 15 Min.] (Wolff's T. B.) 

Athen, 30. März. Der Prinz von Holſtein iſt unter 
dem Namen „Georg der Erſte“ heut einſtimmig von der Na⸗ 


tional⸗V mlung zum Könige gewählt worden. 
ional⸗Verſam 9 z i Bez. 80 


Verantwortlicher Redakteur: Dr, Stein. - 
Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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